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Gesetz
zur A usführung des Staatsvertrages 

über die Vergabe von Studienplätzen 
Vom 24. Mai 1973

Der L andtag des F reistaates Bayern hat folgendes 
Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
hierm it bekanntgem acht w ird:

Art. 1
Zu A rt. 6 Abs. 1 des Staatsvertrages 

Der V ertre te r der staatlichen Hochschulen des Frei­
staates B ayern  im B eirat der Zentralstelle fü r die 
Vergabe von S tudienplätzen und für den Fall seiner 
V erhinderung ein erste r und zweiter S tellvertreter 
werden auf die D auer von drei Jahren  von einer 
Versam mlung der Rektoren und Präsidenten der 
staatlichen Hochschulen des Freistaates Bayern ge­
wählt. W ählbar sind Hochschullehrer, die in dieser 
Eigenschaft B eam te sind, aus Hochschulen, an de­
nen Studiengänge geführt werden, die im Zeitpunkt 
der W ahl in das V erfahren bei der Zentralstelle ein­
bezogen sind; bei der ersten Wahl ist es ausreichend, 
daß die V oraussetzungen fü r eine Einbeziehung nach 
Art. 8 Abs. 1 Satz 1 des S taatsvertrages über die Ver­
gabe von S tudienplätzen (Staatsvertrag) vorliegen. 
Das W ahlverfahren w ird durch Rechtsverordnung 
geregelt.

A rt. 2

Zu Art. 9 Abs. 1 des S taatsvertrages

(1) Die Höchstzahl der in  einem  Studiengang au f­
zunehmenden B ew erber w ird von den staatlichen 
Hochschulen durch Satzung nach den Vorschriften 
des Art. 9 Abs. 2 bis 6 des S taa tsvertrages und den 
hierzu ergangenen B estim m ungen im E invernehm en 
mit dem Staatsm inisterium  fü r  U nterricht und K ultus 
festgesetzt. Die Satzung ist gem äß Art. 9 Abs. 5 des 
Staatsvertrages zu befristen ; das S taatsm inisterium  
für Unterricht und K ultus kann  die vorzeitige A uf­
hebung der Satzung verlangen, w enn die E inbe­
ziehung in das V erfahren bei der Z entralstelle au f­
gehoben wird. B leibt die Hochschule bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 1 des S taa ts­
vertrages untätig  oder ist das E invernehm en nach 
Satz 1 nicht herzustellen, kann  diese Regelung nach 
Anhörung der Hochschule durch Rechtsverordnung 
getroffen w erden; entsprechendes gilt, wenn die 
Hochschule einem V erlangen des S taatsm inisterium s 
für Unterricht und K ultus gem äß Satz 2 H albsatz 2 
nicht nachkommt.

(2) Durch Rechtsverordnung w ird bestim m t, in w el­
cher A rt und Weise Höchstzahlen fü r die einzelnen 
Fachsemester oder S tudienabschnitte festgelegt 
werden.
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A rt. 3
Zu Art. 9 Abs. 7 des S taatsvertrages

(1) Is t ein S tudiengang nicht oder n u r teilweise in 
das V erfahren der Z entra lste lle  fü r die Vergabe von 
S tudienplätzen einbezogen, so können fü r diesen S tu­
diengang oder fü r den nicht einbezogenen Teil Höchst­
zahlen festgesetzt werden.

(2) Die V orschriften des A rt. 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 
H albsatz 1 sowie Abs. 2 finden Anwendung. Das 
S taatsm inisterium  fü r  U nterrich t und K ultus kann die 
vorzeitige A ufhebung der Satzung erlangen, wenn 
die Festsetzung der Höchstzahl im Hinblick auf Art. 9 
Abs. 2 und 3 des S taa tsvertrages nicht m ehr gerecht­
fertig t ist. B leibt die Hochschule untätig, obwohl die 
in  Art. 9 Abs. 2 des S taa tsvertrages bezeichnete K a­
pazitätsgrenze durch die Zahl der Bewerber über­
schritten w ird oder einer der in  Art. 9 Abs. 3 des 
S taatsvertrages genannten G ründe vorliegt, oder ist 
das E invernehm en nach A rt. 2 Abs. 1 Satz 1 nicht 
herzustellen, kann  die Festsetzung der Höchstzahlen 
nach A nhörung der Hochschule durch Rechtsverord­
nung vorgenom m en w erden; entsprechendes gilt, 
wenn die Hochschule einem  V erlangen des S taats­
m inisterium s fü r  U nterricht und K ultus gemäß Satz 2 
nicht nachkommt.

A rt. 4
Zu A rt. 11 Abs. 7 des S taatsvertrages

(1) Bei S tudiengängen, fü r die nach Art. 3 eine 
Höchstzahl festgesetzt ist, kann  durch Rechtsverord­
nung bestim m t w erden, daß
1. ein V erteilungs- und A usw ahlverfahren oder
2. ein A usw ahlverfahren  
stattfindet.

(2) Ist ein B estim m ung nach Absatz 1 Nr. 1 ge­
troffen, w ird  das V erte ilungsverfahren durchgeführt, 
wenn die Zahl der B ew erber die Gesamtzahl der S tu­
dienplätze nicht überste ig t und nu r die Aufnahm e­
kapazität einzelner Hochschulen nicht ausreicht. Das 
V erteilungsverfahren w ird  zum  Auswahlverfahren, 
sobald feststeht, daß die Zahl der Bew erber die Ge­
sam tzahl der S tudienplätze in einem  Studiengang 
an allen bayerischen Hochschulen übersteigt. Die Ge­
sam tzahl der S tudienplätze erg ib t sich aus der Sum ­
me der Höchstzahlen fü r die jeweiligen Fachsemester 
oder S tudienabschnitte eines Studienganges.

(3) F indet ein A usw ahlverfahren  s ta tt (Absatz 1 
Nr. 2), so kann  durch Rechtsverordnung auch be­
stim m t w erden, daß dem V erfahren  anstelle der Ge­
sam tzahl der S tudienplätze die Höchstzahlen fü r die 
Studiengänge an den einzelnen Hochschulen zugrunde 
gelegt w erden und  die A usw ahl un te r denjenigen Be­
w erbern  erfolgt, die sich an der einzelnen Hochschule 
bew orben haben.

A rt. 5
(1) Durch Rechtsverordnung können für Studien­

gänge, fü r die nach Art. 3 eine Höchstzahl festgesetzt 
ist, Regelungen getroffen w erden  über
1. die E inzelheiten der K riterien  des Verteilungsver­

fahrens im  R ahm en der entsprechenden Anwen­
dung des A rt. 10 Abs. 1 Nr. 1 des Staatsvertrages,

2. die Einzelheiten der K riterien  des A usw ahlverfah­
rens im  R ahm en der entsprechenden Anwendung 
des Art. 11 Abs. 1 bis 6 und des Art. 18 des S taats­
vertrages,

3. die A usw ahl u n te r  ranggleichen Bewerbern; h ier­
bei kann  auch die Entscheidung durch das Los vor­
gesehen w erden,

4. die Einzelheiten des B ew erbungsverfahrens ein­
schließlich der Stelle, an die die Bewerbungen zu 
richten sind, und  der F risten ,

5. die E inzelheiten des V erteilungs- und Auswahlver­
fahrens sowie die V ergabe nicht in Anspruch ge­

nommener oder aus anderen G ründen freibleiben­
der Plätze auch an Bewerber, die die F risten  ver­
säum t haben,

6. die Zuständigkeit fü r die Entscheidung über die 
Bewerbung; hierbei kann vorgesehen werden, daß 
die Entscheidung über säm tliche Bewerbungen 
ganz oder teilweise einer bestehenden oder einzu­
richtenden Behörde oder einer Hochschule über­
tragen wird.
(2) Ist eine Bestimmung nach A rt. 4 Abs. 1 getroffen 

und ist die Gesamtzahl der S tudienplätze dem Aus­
w ahlverfahren zugrunde zu legen, kann  durch Rechts­
verordnung bestim m t werden, daß u n te r den zuge­
lassenen Bewerbern nach den fü r die S tudienortw ahl 
maßgeblichen auch in ih rer Rangfolge zu bestim m en­
den sozialen, insbesondere fam iliären  und  w irtschaft­
lichen G ründen ausgewählt wird.

(3) Durch Rechtsverordnung können
1. fü r die Hochschulen einheitliche M elde- und Ein­

schreibefristen festgesetzt werden,
2. für Studiengänge, fü r die keine Höchstzahlen fest­

gesetzt sind, V oranm eldefristen fü r S tudienbew er­
ber festgelegt w erden; bei Versäum nis der Voran­
m eldefrist ist eine Einschreibung in  dem  betref­
fenden Studiengang n u r möglich, wenn der S tudien­
bew erber durch unabw endbare Zufälle verhindert 
war, diese F rist einzuhalten.

Art. 6
Soweit die Hochschulen den S taatsvertrag , dieses 

Ausführungsgesetz sowie die auf diesen Vorschriften 
beruhenden Rechtsverordnungen zu vollziehen haben, 
obliegt ihnen dies als staatliche Aufgabe.

Art. 7
(1) Zuständiges Landesm inisterium  und zuständige 

Landesbehörde im Sinne der Bestim m ungen des 
S taatsvertrages ist das S taatsm inisterium  fü r U nter­
richt und Kultus.

(2) Die Rechtsverordnungen aufgrund des S taats­
vertrages und die Rechtsverordnungen nach Art. 1, 
Art. 2 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2, Art. 3 Abs. 2, Art. 4 
Abs. 1 und 3 sowie Art. 5 w erden vom S taatsm iniste­
rium  fü r U nterricht und K ultus erlassen.

Art. 8
(1) Dieses Gesetz ist dringlich. Es tr i t t  am 24. Mai 

1973 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tr itt  das Gesetz über die Zulassung 

zu den bayerischen Hochschulen vom 8. Ju li 1970 
(GVB1 S. 273) außer K raft. Bis zum Ink ra fttre ten  der 
nach diesem Gesetz zu erlassenden Rechtsverord­
nungen gelten die bisher aufgrund des Gesetzes über 
die Zulassung zu den bayerischen Hochschulen er­
lassenen Vorschriften weiter.
München, den 24. Mai 1973

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. h. c. G o p p e l

Verordnung
zur Änderung der Verordnung zur Aus­

führung des Waffengesetzes 
Vom 21. Mai 1973

Auf Grund des § 50 Abs. 1 des W affengesetzes 
vom 19. September 1972 (BGBl I S. 1797) erläß t die 
Bayerische S taatsregierung folgende V erordnung:

§ 1
In  § 1 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 der V erordnung zur 

A usführung des W affengesetzes vom 8. Dezember 
1972 (GVB1 S. 461) w ird nach „Satz 2“ eingefügt: 
„und von M unitionserwerbscheinen nach § 29“.
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§ 2
Diese V erordnung tr itt  am 1. Jun i 1973 in Kraft. 

München, den 21. Mai 1973
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. G o p p e l

Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die 
Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft 

Vom 21. Mai 1973
Auf G rund des § 152 Abs. 2 des Gerichtsverfas­

sungsgesetzes e rläß t die Bayerische Staatsregierung 
im E invernehm en m it dem Staatsm inisterium  der 
Justiz folgende V erordnung:

§ 1
§ 1 der V erordnung über die Hilfsbeamten der 

S taatsanw altschaft vom 23. Oktober 1969 (GVB1 
S. 349, ber. S. 367) w ird wie folgt geändert:
1. a) In  A bschnitt IV w ird vor „Postoberam tm än­

n e r“ eingefügt „Postoberam tsräte“.
b) In A bschnitt V Nr. 1 wird vor „Krim inalassi­

s ten ten “ eingefügt „Kriminaloberwachtmei­
s te r28“.

c) A bschnitt V Nr. 4 erhält folgende Fassung:
„4. V e r w a l t u n g s p o l i z e i :

G ew erbehauptkom m issare 
G ew erbeoberkom m issare — Verwaltungs­
oberinspektoren im Gewerbeaußendienst 
G ew erbekom m issare — V erwaltungsinspek­
toren  im  G ew erbeaußendienst 
G ew erbehauptm eister — Gewerbepolizei­
h aup tsek retäre
G ew erbeoberm eister — Gewerbepolizei­
obersekretäre
G ew erbem eister — Gewerbepolizeisekretäre 
G ew erbehauptw achtm eister — Gewerbe­
polizeiassistenten2
A m tsinspektoren im G ew erbeaußendienst“

d) A bschnitt V a) e rh ä lt folgende Fassung:
,,Va) B e i  d e r  P o l i z e i  i n  B a y e r n :
1. K r i m i n a l p o l i z e i :  

O berkrim inald irek toren '
K rim inald irek to ren '
O berk rim inalrä te
K rim in a lrä te
O beram tsrä te4
K rim ina lam tsrä te
K rim inalam tm änner
K rim inaloberinspektoren
K rim inalinspektoren
K rim inalhauptm eister
K rim inaloberm eister
K rim inalm eister
K rim inalhauptw achtm eister

2. U n i f o r m i e r t e  P o l i z e i :  
O berpolizeid irektoren1 
Polizeid irek toren1 
O berpolizeiräte 
P olizeiräte 
O beram tsräte  
P olizeiam tsräte 
Polizeihauptkom m issare 
Polizeiam tm änner
Polizei-oberinspektoren-oberkom m issare 
Polizei-inspektoren-kom m issare 
P olizeihauptm eister 
Polizeioberm eister 
Polizeim eister 
Polizeihauptw achtm eister 

soweit sie nicht V erw altungsbeam te der Polizei 
sind“

e) Abschnitt VI Nr. 2 e rh ä lt folgende Fassung:
„2. F i s c h e r e i v e r w a l t u n g :

O berregierungsräte — O berlandw irtschafts­
rä te
Regierungsräte — L andw irtschaftsräte
R egierungshauptsekretäre
R egierungsobersekretäre
R egierungssekretäre
R egierungsassistenten

als Fischereivollzugsbeam te im A ußendienst“
f) Abschnitt V II e rh ä lt folgende Fassung:

„VII. B e i d e r  B e r g v e r w a l t u n g :
O berbergam tsdirektoren1
B ergdirektoren1
O berbergräte — O berreg ierungsbergräte1
Erste B erg rä te1
Bergräte
B ergräte z. A. — Bergassessoren — Regie­
rungsassessoren — R egierungsbergassesso­
ren
Technische A m tsräte  — B ergoberam tm änner 
Technische A m tm änner — B erg-am tm änner- 
rev ieram tm änner
Technische O berinspektoren — B erg-ober- 
inspektoren-revieroberinspektoren 
Technische Inspektoren  — B erg-inspektoren- 
revierinspektoren 

an den B ergäm tern“
2. Die folgenden Fußnotenzeichen w erden angefügt:

a) das Fußnotenzeichen 18
bei nachstehenden B eam tengruppen:
in Abschnitt V Nr. 1:

„K rim inalbezirkskom m issare“
„K rim inalhauptkom m issare“

in Abschnitt V Nr. 2:
„Polizeibezirkskom m issare“
„K rim inalhauptkom m issare“

b) das Fußnotenzeichen2
bei nachstehenden B eam tengruppen :
in Abschnitt II Nr. 1:

„Zollobersekretäre“
„Zollsekretäre“

in Abschnitt I Nr. 2:
„Zollober-sekretäre-schiffsführer-
m aschinenm eister“
„Zoll-sekretäre-schiffsführerm aschinen-
m eister“

in Abschnitt II  Nr. 2a:
„R egierungsobersekretäre“
„R egierungssekretäre“
„R egierungsassistenten3“

in Abschnitt II Nr. 3:
„O berforstw arte“
„R evierforstw arte“
„Forstw arte — F orstw arte  z. A.“

in Abschnitt I II  Nr. 1:
„B undesbahnobersekretäre“

in Abschnitt I II  Nr. 2:
„B undesbahnobersekretäre“

in Abschnitt IV :
„Postobersekretäre“
„Postsekretäre“ 

in Abschnitt V Nr. 2:
„Polizeihauptw achtm eister“

c) das Fußnotenzeichen 2“
bei nachstehender B eam tengruppe: 
in Abschnitt V Nr. 1:

„K rim inalhauptw achtm eister“
Soweit bei B eam tengruppen bisher Fußnoten­
zeichen angefügt w aren, bleiben diese unberührt.
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3. Zusätzlich w erden  folgende Fußnoten eingefügt:
„** sofern sie nicht L eiter der A bteilung K rim inal­

polizei oder Schutzpolizei bei Kreispolizei­
behörden s ind“

„2“ Nach A blegung der Fachprüfung II (K) bzw. 
III  (K), sofern sie das 21. L ebensjahr vollendet 
haben“

§ 2
In  der am tlichen A nm erkung zu § 3 der Verord­

nung vom 23. O ktober 1969 w ird  Absatz 1 Nr. 3 
gestrichen.

§ 3
Diese V erordnung tr i t t  am  1. Ju n i 1973 in Kraft. 

München, den 21. Mai 1973
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. G o p p e l

Verordnung
über die Entschädigung von Zeugen 

und Sachverständigen in Verwaltungs­
sachen (ZuSEVO)

Vom 21. Mai 1973
Auf G rund des A rt. 25 Abs. 1 Nr. 2 des Kosten­

gesetzes e rläß t die Bayerische Staatsregierung fol­
gende V erordnung:

§ 1
In Verw altungssachen erha lten  Zeugen und Sach­

verständige, Dolm etscher und  Ü bersetzer eine Ent­
schädigung nach dem  Gesetz über die Entschädigung 
von Zeugen und Sachverständigen in  der Fassung 
der B ekanntm achung vom 1. O ktober 1969 (BGBl I 
S. 1756) in der jeweils geltenden Fassung, soweit in 
dieser V erordnung nichts anderes bestim m t ist. Dies 
gilt nicht, wenn die T ätigkeit außerhalb  des Gebiets 
der B undesrepublik  D eutschland vorgenommen 
wird.

§ 2
Abweichend von § 3 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 

über die Entschädigung von Zeugen und Sachver­
ständigen be träg t die Entschädigung höchstens 
36 Deutsche M ark, abweichend von § 9 Abs. 3 Satz 1 
beträg t die K ilom eterpauschale fü r die Benutzung 
von K raftw agen 0,40 Deutsche Mark.

§ 3
Soweit Sachverständige herangezogen werden, 

die fü r ihre Sachverständigentätigkeit eine lau ­
fende, nicht auf den Einzelfall abgestellte Vergütung 
aus öffentlichen M itteln  erhalten , ist die Entschädi­
gung an die Behörde oder D ienststelle zu zahlen, 
welche die laufende V ergütung gewährt. In diesem 
Fall bem ißt sich die Entschädigung, soweit nicht be­
sondere Entschädigungsbestim m ungen durch Gesetz 
oder V erordnung getroffen  sind, nach den kosten­
rechtlichen V orschriften oder sonstigen Entschädi­
gungsgrundsätzen der B ehörden oder Dienststelle 
und, soweit solche nicht vorhanden sind, nach den 
Sätzen des Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und  Sachverständigen in  Verbindung m it 
§ 2 dieser V erordnung; das gleiche gilt, wenn eine 
Behörde oder eine staatliche Einrichtung als Sach­
verständiger tä tig  wird.

§ 4
(1) Die einem  Zeugen, Sachverständigen, Dolmet­

scher oder Ü bersetzer zu gew ährende Entschädigung 
setzt die Behörde fest, welche die Heranziehung v er­
fügt hat. § 16 Abs. 1 Sätze 4 und  5 des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver­
ständigen gelten entsprechend.

(2) Die Festsetzung kann nach den Vorschriften 
über die Verwaltungsgerichtsbarkeit angefochten 
werden.

§ 5
(1) Diese Verordnung tr i t t  am 1. Jun i 1973 in 

K raft.
(2) Gleichzeitig tr itt  die Verordnung über die E n t­

schädigung von Zeugen und Sachverständigen in 
Verwaltungssachen vom 5. Dezember 1958 (GVB1 
S. 349) außer K raft.
München, den 21. Mai 1973

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. h. c. G o p p e l

Verordnung
zum Vollzug der Druckluftverordnung

Vom 12. April 1973
Auf G rund des § 52 Abs. 3 der Verordnung, den 

Vollzug der Reichs-Gewerbeordnung betreffend vom 
29. März 1892 (BayBS IV S. 9) in Verbindung m it § 9 
Nr. 12 und § 11 der Verordnung über die Geschäfts­
verteilung der Bayerischen S taatsregierung in der 
Fassung der Bekanntm achung vom 11. April 1972 
(GVB1S. 157), erläß t das Bayerische Staatsm inisterium  
fü r A rbeit und Sozialordnung folgende Verordnung:

§1
(1) Das S taatsm inisterium  fü r A rbeit und Sozial­

ordnung ist zuständig fü r die A nerkennung von Sach­
verständigen nach § 7 Abs. 1 und § 17 Abs. 3 der 
D ruckluftverordnung vom 4. Oktober 1972 (BGBl I 
S. 1909).

(2) Das Landesinstitut fü r Arbeitsm edizin ist zu­
ständige Behörde im Sinne der §§ 13 und 16 Abs. 1 der 
D ruckluftverordnung. Es ist auch zuständige Stelle 
im  Sinne des § 16 Abs. 3 der Druckluftverordnung.

(3) Die G ew erbeaufsichtsäm ter sind zuständige Be­
hörden im  Sinne der §§ 3, 5, 6 und 7 Abs. 4, der §§ 8 
und 12 Abs. 1, der §§ 15 und 17 Abs. 1 und des § 18 
Abs. 2 der Druckluftverordnung.

§2
Diese Verordnung tr it t  m it W irkung vom 1. April 

1973 in Kraft.
München, den 12. April 1973

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung

Dr. P i r  k 1, Staatsm inister

Zweite Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die Zu­
lassung zu den Laufbahnen, die Ausbildung 
und die Prüfung der Beamten des feuer­

wehrtechnischen Dienstes 
Vom 13. April 1973

Auf G rund von Art. 19 Abs. 2, A rt. 28 Abs. 2, Art. 115 
Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 und Art. 117 Abs. 3 des Baye­
rischen Beamtengesetzes erläß t das Bayerische S taa ts­
m inisterium  des Innern  im  Einvernehm en m it dem 
Bayerischen S taatsm inisterium  der Finanzen und 
dem Landespersonalausschuß folgende Verordnung:

§1
Die Verordnung über die Zulassung zu den Lauf­

bahnen, die Ausbildung und die Prüfung der Be­
am ten des feuerwehrtechnischen Dienstes vom
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25. F e b ru a r  1966 (GVB1 S. 107), zu le tz t g eän d ert durch
G esetz  vom  27. Ju li  1971 (GVB1 S. 257), w ird  w ie folgt
g e ä n d e rt:
1. In  § 3 w ird  „befried igend“ e rse tz t durch  „ü b e rtr iff t 

d ie  A n fo rd e ru n g en “.
2. § 8 S a tz  1 e rh ä lt fo lgende Fassung:

„W ährend  des V orbere itungsd ienstes nach § 2 sollen 
b is zum  G rundau sb ild u n g sleh rg an g  die h an d w erk ­
lichen  F äh igke iten  des F eu erw eh rm an n es in  den 
W e rk s tä tte n  d e r B eru fs feu e rw eh ren  den  B ed ü rf­
n issen  des feuerw ehrtechn ischen  D ienstes ange­
p a ß t w e rd en .“

3. In  § 11 Abs. 2 Satz  2 w ird  „ fü n f“ e rse tz t durch 
„sieb en “.

4. § 13 e rh ä l t  fo lgende Fassung :

»§ 13
D ie E in ste llu n g sp rü fu n g  fü r den  allgem einen  

F e u e rw eh rd ien s t b e s teh t aus e inem  schriftlichen, 
e in em  prak tischen  und  einem  sportlichen  P rü fu n g s­
abschn itt. D er schriftliche P rü fu n g sab sch n itt u m ­
fa ß t e in  ha lb s tünd iges D ik ta t, e inen  A ufsa tz  und  
e ine R echenaufgabe m it je  e in s tü n d ig e r A rb e its ­
zeit. Im  p rak tischen  un d  im  sportlichen  P rü fu n g s­
ab sch n itt h a t d e r B ew erb e r nachzuw eisen, daß  er 
nach  vom  P rü fungsausschuß  n ä h e r  festzu legenden  
M aß stäb en  die fü r  den  a llgem einen  F eu e rw eh r­
d ie n s t e rfo rderlichen  handw erk lich -p rak tisch en  
F äh ig k e iten  und  die nö tige körperliche G ew an d t­
h e it b es itz t.“

5. § 18 w ird  w ie fo lg t geän d ert:
a) A bsatz  1 e rh ä lt fo lgende Fassung:

„(1) Bei d e r E in ste llu n g sp rü fu n g  (§ 13) w ird  
fü r  den  schriftlichen P rü fu n g sab sch n itt eine G e­
sam tn o te  gebildet, indem  die N oten d e r d re i 
P rü fu n g sau fg ab en  zusam m engezäh lt und durch 
d re i ge te ilt w erden . S odann  w erden  die N oten 
d e r  d re i P rü fu n g sab sch n itte  zusam m engezählt 
u n d  ebenfa lls  durch  d re i geteilt. D as E rgebnis is t 
d ie  G esam tp rü fu n g sn o te .“

b) A bsatz  3 e rh ä lt fo lgende Fassung :
„(3) Die P rü fu n g  h a t  n icht bestanden , w e r

1. e ine  schlechtere G esam tp rü fungsno te  als au s­
re ichend  (4,50) e rh ä lt;

2. b e i d e r A n ste llu n g sp rü fu n g  fü r  den allgem ei­
n e n  F eu erw eh rd ien st, bei d e r B ran d m e is te r­
p rü fu n g  oder bei d e r  A n ste llungsp rü fung  fü r 
d en  gehobenen  F eu e rw eh rd ien s t (§ 14) im 
p rak tisch en  P rü fu n g sab sch n itt e ine schlechtere 
G esam tno te  als au sre ichend  (4,50) e rh ä lt;

3. bei d e r E in ste llu n g  fü r  den  allgem einen  
F eu e rw eh rd ien s t (§ 13) in  e inem  d er P rü fu n g s­
ab sch n itte  e ine schlechtere G esam tno te  als 
m an g e lh a ft (5,50) e rh ä lt;

4. b e i d e r  B ran d m e is te rp rü fu n g  oder bei d e r A n­
s te llu n g sp rü fu n g  fü r  den  gehobenen  F e u e r­
w eh rd ien s t in  d e r D oppelaufgabe die N ote 
u ngenügend  oder in  d re i A ufgaben  die N ote 
m an g e lh a ft e rh ä lt, w obei § 18 Abs. 2 Satz  2 
en tsp rechend  g ilt; fe rn e r, w er bei d e r Ü bung 
m it e in e r L öschgruppe oder bei d e r Ü bung 
m it e inem  Löschzug oder bei e in e r L eh rp robe  
d ie  N ote ungenügend  oder w er bei e in e r d ieser 
Ü bungen  und  e in e r L eh rp ro b e  die N ote m a n ­
g e lh a ft e rh ä lt.“

c) Es w ird  fo lgender n e u e r  A bsatz  4 angefüg t:
„(4) D as E rgebn is d e r  P rü fu n g  soll dem  P rü ­

fu n g s te iln eh m er in n e rh a lb  eines M onats nach 
A bsch luß  der P rü fu n g  bekann tgegeben  w erden . 
D ie P rü fu n g  is t abgeschlossen, w enn  säm tliche 
P rü fu n g sle is tu n g en  en d gü ltig  b ew erte t s ind .“

6. § 19 w ird  aufgehoben.

§ 2
§ 1 Nr. 6 t r i t t  m it W irk u n g  vom  1. S ep tem b e r 1971, 

die üb rigen  B estim m u n g en  tre te n  am  1. Ju n i 1973 in  
K raft.
M ünchen, den 13. A p ril 1973

B ayerisches Staatsm inisterium  des Innern
D r. M e r k ,  S ta a tsm in is te r

Verordnung
zur Änderung der A usbildungs- und 

Prüfungsordnung für Juristen  
Vom 18. A pril 1973

A uf G rund  des § 5b des D eu tschen  R ich tergesetzes 
in der Fassung  d e r  B ek an n tm ach u n g  vom  19. A pril 
1972 (BGBl I S. 713), g e ä n d e rt d u rch  G esetz vom  
26. Mai 1972 (BG Bl I S. 841), un d  d e r  A rt. 19 A bs. 2, 
A rt. 115 Abs. 2 S atz  2 H a lb sa tz  2 u n d  A rt. 117 Abs. 3 
des B ayerischen B eam tengesetzes, e rla ssen  d ie B ay e­
rischen S taa tsm in is te r ien  d e r  Ju s tiz , des In n e rn , fü r  
U n terrich t und  K u ltu s , d e r  F in an zen , fü r  W irtscha ft 
und  V erkehr und  fü r  A rb e it un d  S oz ia lo rdnung  im  
E invernehm en  m it dem  L an d esp erso n a lau ssch u ß  fo l­
gende V ero rdnung :

§ 1
Die A usb ildungs- u n d  P rü fu n g so rd n u n g  fü r  J u r i ­

sten  (.JAPO) vom  18. M ärz  1966 (GVB1 S. 120), zu le tz t 
g eän d ert du rch  V e ro rd n u n g  vom  24. M ai 1972 (GVB1
S. 177), w ird  w ie fo lg t g e ä n d e rt:
1. § 31 Abs. 1 Satz  3 e rh ä l t  fo lgende F assu n g :

„D er B esitz n ich t zu g e la ssen e r H ilfsm itte l nach 
A usgabe d e r  P rü fu n g sa rb e ite n  s te ll t  e inen  U n te r­
schleif dar, so fe rn  d e r  P rü fu n g s te iln e h m e r n ich t 
nachw eist, daß  d e r  B esitz  w ed e r au f V orsa tz  noch 
au f F ah rlä ss ig k e it b e ru h t .“

2. § 39 e rh ä lt fo lgende F assu n g :

>,§ 39
D ien stv o rg ese tz te r ;

V org ese tz te r
(1) D ien stv o rg ese tz te r des R ech ts re fe ren d a rs  ist 

der P rä s id e n t des O b erlan d esg e rich ts . S ow eit d e r  
R eg ie ru n g sp räsid en t d ie  A u sb ild u n g  le i te t (§ 33), is t 
e r D ienstvorgesetz ter. W äh ren d  d e r  A u sb ildung  
beim  L andgerich t, be im  A m tsgerich t, bei d e r 
S taa tsan w a ltsch a ft o d e r be im  R ech tsan w a lt is t 
auch d e r P rä s id e n t des L an d g erich ts  D ien s tv o r­
gesetzter. A n seine S te lle  t r i t t  d e r  P rä s id e n t des 
A m tsgerichts w ä h re n d  d e r  A u sb ild u n g  bei se inem  
G ericht.

(2) V orgesetzte des R e ch ts re fe ren d a rs  sin d  d e r 
L e ite r d e r A u sb ild u n g sste lle , d e r  A u sb ild e r u n d  
die A rb e itsg em e in sch afts le ite r, d en en  d e r  R ech ts­
re fe ren d a r zu r A u sb ild u n g  zugew iesen  ist, f ü r  die 
D auer d e r A u sb ild u n g  bei e inem  K olleg ia lgerich t 
auch der V orsitzende des S en a ts  oder d e r  K am m er.“

3. § 41 Abs. 1 e rh ä l t  fo lgende  F assu n g :
„(1) D er R e c h ts re fe re n d a r  e rh ä l t  U rlau b  nach 

den B estim m ungen  fü r  B eam te  au f W id e rru f im  
V orbere itungsd ienst. In  b eso n d eren  F ä llen  k a n n  
E rh o lu n g su rlau b  auch  b e re its  w ä h re n d  d e r e rs ten  
sechs M onate nach d e r  E in s te llu n g  b ew illig t w e rd en .“

4. § 49 e rh ä lt fo lgende F assu n g :

!>§ 49
V erw eisung  a u f  an d e re  V o rsch riften

Die V orschriften  d e r  §§ 17 (R ü ck tr itt un d  V er­
säum nis), 18 (V erh inderung ), 19 (M ängel im  P rü ­
fungsverfah ren ) u n d  31 (U n tersch le if un d  B ee in ­
flussungsversuch) ge lten  fü r  d ie  zw eite  ju r is tisch e  
S taa tsp rü fu n g  en tsp rech en d . A n ste lle  von  § 18 
Abs. 1 N rn. 1 un d  2 g ilt jedoch  fo lgendes:
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1. H at der P rü fungste ilnehm er w eniger als acht 
schriftliche A ufgaben bearbeite t, so gilt die P rü ­
fung als nicht abgelegt.

2. H at der P rü fungste ilnehm er mindestens acht 
schriftliche A ufgaben bearbeitet, so gilt die 
schriftliche P rü fung  als abgelegt. H at er eine 
oder m ehrere A ufgaben in der 1. Hälfte des 
schriftlichen Teils (Aufgaben Nrn. 1 bis 6) nicht 
bearbeitet, so bleiben auch die in der 1. Hälfte des 
schriftlichen Teils gefertig ten  A rbeiten unbe­
rücksichtigt. E r h a t fü r die ersten  sechs Aufgaben 
entsprechende E rsatzarbeiten  nachzufertigen. H at 
er eine oder m ehrere A ufgaben in der 2. Hälfte 
des schriftlichen Teils (Aufgaben Nrn. 7 bis 12) 
nicht bearbeitet, so b leiben die in der 2. Hälfte ge­
fertig ten  A rbeiten  unberücksichtigt. Er hat für 
die zweiten sechs A ufgaben entsprechende Ersatz­
arbeiten  nachzufertigen. Soweit der P rüfungs­
teilnehm er A ufgaben d er 1. und 2. Hälfte nicht 
bearbeite t hat, b leiben säm tliche Arbeiten un ­
berücksichtigt. E r h a t alle A ufgaben nachzufer­
tigen. Der V orsitzende des Prüfungsausschusses 
bestim m t den Z eitpunkt der Nachfertigung (regel­
mäßig der nächste P rüfungsterm in). Soweit der 
Prüfungsausschuß nach § 18 Abs. 2 Satz 4 die 
N achfertigung von einzelnen schriftlichen Auf­
gaben, an deren Fertigung  der P rüfungsteilneh­
m er v erh indert w ar, in besonderen H ärtefällen 
erläßt, brauchen abw eichend von den Vorschrif­
ten der Sätze 2 bis 5 die bereits bearbeiteten 
schriftlichen A ufgaben nicht m ehr nachgefertigt 
werden. Diese w erden in vollem  Umfang berück­
sichtigt. In  ganz besonderen H ärtefällen kann 
der P rüfungsausschuß abweichend von den Vor­
schriften der Sätze 2 bis 5 auch die Nachfertigung 
der bereits gefertig ten  A rbeiten  ganz oder zum 
Teil erlassen.

3. Eine nicht oder nicht vollständig abgelegte m ünd­
liche P rüfung  ist in vollem  Umfang innerhalb 
einer vom V orsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu bestim m enden Zeit nachzuholen.“

5. Vor § 62 erhä lt die Ü berschrift folgende Fassung:

„F ünfter Teil
Besondere B estim m ungen“

6. Der bisherige § 65 a w ird  § 65.
7. Der bisherige § 65b w ird  § 129; in Absatz 2 wird 

folgender Satz 3 angefügt:
„Bei R echtsreferendaren, die nach den bisherigen 
Vorschriften ausgebildet w orden sind und die 
zweite juristische S taa tsp rü fung  1974/1 oder später 
erstm als nicht bestanden  haben, bestim m t sich der 
E rgänzungsvorbereitungsdienst nach § 61 in der ab 
15. Ju n i 1972 geltenden Fassung.“

8. Die bisherigen §§ 65c und  66 w erden §§ 130 und 131.
9. Nach § 65 w erden folgende Bestim m ungen eingefügt:

„Sechster Teil
Die einstufige ju ristische Ausbildung

1. A bschnitt
A llgem eine V orschriften 

§66
A usbildungsziel

(1) Ziel der A usbildung ist der dem Recht ver­
pflichtete V olljurist, der au f G rund der erworbenen 
K enntnisse und F ähigkeiten  in  der Lage ist, in der 
Rechtspraxis, sow eit erforderlich  nach einer E in­
arbeitung, eigenverantw ortlich  tä tig  zu sein und 
den vielseitigen und w echselnden A nforderungen 
der Gesellschaft gerecht zu werden.

(2) Zur E rreichung dieses Zieles w ird die Aus­
bildung nach den G rundsätzen der modernen Fach­
d idaktik  gestaltet.

§67
K oordinierung der einzelnen A usbildungs­

abschnitte; K oordinierungsausschuß
(1) Zur Erreichung des Ausbildungszieles ist eine 

enge Verflechtung von theoretischer und p rak ti­
scher Ausbildung durch eine entsprechende P rax is­
bezogenheit d e r theoretischen und eine Wissen­
schaftsorientierung d er praktischen Ausbildung 
notwendig. Dem dien t eine enge Zusam m enarbeit 
der A usbilder in  der P rax is  m it den Hochschul­
lehrern  und eine E inbeziehung der Hochschulleh­
re r in die praktische und  der P rak tik e r (insbeson­
dere als L eiter von A rbeitsgruppen im  Rahmen 
der L ehrveransta ltungen  — K urse — an der Uni­
versität) in die theoretische Ausbildung.

(2) Der K oordinierungsausschuß setzt sich zu­
sammen:
1. dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 

(§ 80 Abs. 2 Nr. 1) als Vorsitzenden,
2. dem Dekan des juristischen Fachbereichs an der 

U niversität A ugsburg,
3. zwei V ertrete rn  des juristischen Fachbereichs der 

U niversität A ugsburg, von denen einer Hoch­
schullehrer sein m uß,

4. je einem V ertre te r des S taatsm inisterium s der 
Justiz und des Innern ,

5. einem in der A usbildung tätigen P rak tiker. Die­
ser w ird vom V orsitzenden des Landesjustizprü­
fungsam ts berufen.
(3) F ür jedes M itglied nach Absatz 2 Nrn. 3 bis 5 

ist m indestens ein V ertre te r zu bestellen.
(4) Der K oordinierungsausschuß h a t sich m it den 

die einstufige A usbildung betreffenden Angele­
genheiten zu befassen. E r ha t insbesonders:
1. Vorschläge fü r  die D urchführung und  Verbesse­

rung des M ünchner Modells der einstufigen Aus­
bildung zu machen,

2. fü r eine K oordinierung der Ausbildung an der 
U niversität und  in  der P rax is zu sorgen,

3. sich um  den E inbau  d er Hochschullehrer in die 
praktischen und  d er P rak tike r in  die theoreti­
schen A usbildungsabschnitte zu bem ühen.
(5) Der V orsitzende kann  zu den Sitzungen Sach­

verständige zuziehen.

§ 6 8

A usbildungsinhalt
(1) Die juristische A usbildung soll verm itteln :

1. die fü r eine eigenverantw ortliche Tätigkeit im 
Sinn des § 66 erforderlichen K enntnisse des 
Rechts m it seinen geschichtlichen, philosophi­
schen, politischen, sozialen und w irtschaftlichen 
G rundlagen und  seiner engen Verflechtung m it 
den N achbarbereichen,

2. die M ethoden se iner wissenschaftlichen H andha­
bung und verständnisvollen  praktischen A nw en­
dung,

3. die E rkenntn is von der Stellung des Rechts in 
S taa t und Gesellschaft und der gegenseitigen 
Beeinflussung,

4. V erständnis fü r  die Bedeutung der Fortentw ick­
lung des Rechts.
(2) Die V orschriften des § 32 Abs. 1 gelten en t­

sprechend.

§69
G leichw ertigkeit

Die einstufige ju ristische Ausbildung ist der A us­
bildung nach §§ 1 bis 65 gleichwertig. Durch die e r­
folgreiche A blegung der Schlußprüfung (§§ 113 ff.) 
w ird die B efähigung zum Richteram t (§ 5 Abs. 1 
Deutsches Richtergesetz) und zum höheren V er­
w altungsdienst erlangt.
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§70
A ufbau der A usbildung

Die einstufige Ausbildung w ird  durch die Schluß­
p rü fung  abgeschlossen. D ieser haben  folgende Aus­
bildungsabschnitte vorauszugehen:

1. E in G rundstudium  I von sechs Trim estern (drei 
T rim ester entsprechen einem  S tud ien jah r m it 
zw ei Sem estern), wobei nach dem  dritten  T ri­
m este r eine F erienpraxis (1) bei der Justiz ab­
zu leisten  ist,

2. ein Pflichtpraktikum  I von neun  M onaten bei 
der Justiz,

3. ein  G rundstudium  II von drei T rim estern, wo­
bei nach dem ersten T rim ester eine F erien­
p rax is  (2) bei der V erw altung abzuleisten ist,

4. ein P flichtpraktikum  II von sechs M onaten bei 
d er V erw altung,

5. ein In tegrativstud ium  I von einem  Trim ester,
6. eine Zwischenprüfung,
7. ein Spezialstudium  von d rei T rim estern,
8. ein P flichtpraktikum  I II  von drei M onaten bei 

einem  R echtsanw alt,
9. ein Pflichtw ahlpraktikum  von drei Monaten,

10. ein In tegrativstud ium  II von einem  Trimester.
§71

Die praktische A usbildung
(1) Das Bayerische S taatsm in isterium  der Justiz 

und  das Bayerische S taatsm in isterium  des Innern 
bestim m en je  fü r ihren  Bereich die Gerichte, 
S taatsanw altschaften  und Behörden, bei denen die 
P flich tprak tika I und II abgeleistet w erden können 
und K urse fü r  die Ferienprax is 1 und  2 abgehalten 
w erden.

(2) D er P räsiden t des O berlandesgerichts be­
stim m t im Benehm en m it d e r R echtsanw altskam ­
m er, bei welchen Rechtsanw älten das Pflichtprak­
tikum  III  abgeleistet w erden kann.

§72
A ufnahm e in die P rak tik a ; Rechtsstellung

(1) W ährend der Pflichtpraktika I  und  II und ab 
dem  In tegrativstud ium  I w erden  die Bewerber, 
die Deutsche im Sinne des G rundgesetzes sind, in 
einem  öffentlich-rechtlichen A usbildungsverhält­
nis (Rechtspraktikanten) entsprechend dem in 
A rt. 27 Bayerischen Beam tengesetz, §§ 24 bis 28 
L aufbahnverordnung  geregelten D ienstanfänger­
verhä ltn is  beschäftigt. Die V orschriften des Art. 9 
Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen Beam tengesetzes und 
der Bayerischen D isziplinarordnung fü r Beam te 
auf W iderruf gelten entsprechend.

(2) Das öffentlichrechtliche A usbildungsverhält­
nis w ird  begründet durch A ufnahm e
1. in die P flichtpraktika I und II,
2. in die m it dem  In tegrativstud ium  I beginnenden 

A usbildungsabschnitte,
3. in eine zusätzliche A usbildung (§ 103 Abs. 2) 

oder eine ergänzende A usbildung (§ 126 Abs. 1).
(3) Das öffentlichrechtliche A usbildungsverhält­

nis endet außer durch Tod und  Entlassung bei 
Absatz 2 Nr. 1 m it der Beendigung des jeweiligen 
A usbildungsabschnittes, bei A bsatz 2 Nrn. 2 und 3 
m it der M itteilung, daß die Zw ischenprüfung nicht 
bestanden w orden ist, m it der B ekanntgabe der 
Schlußnote der Schlußprüfung oder m it der M it­
teilung, daß die Schlußprüfung nicht bestanden 
w orden ist.

(4) Ü ber die A ufnahm e entscheidet der P räsident 
des Oberlandesgerichts, in dessen Bezirk eine ein­
stufige A usbildung vorgesehen ist (§ 71 Abs. 1). An 
seine Stelle tr i t t  bei der A ufnahm e in das Pflicht­
p rak tikum  II und P flichtw ahlpraktikum  Gruppe 
2 bis 4 der R egierungspräsident.

(5) Die A ufnahm e in das öffentlichrechtliche Aus­
bildungsverhältnis ist, außer beim  Fehlen der fü r 
die Pflichtpraktika I und II und das In teg ra tiv stu ­
dium I vorgeschriebenen besonderen Zulassungs­
voraussetzungen, aus den in § 16 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 
genannten G ründen zu versagen. Sie kann aus den 
in § 16 Abs. 2 au fgeführten  G ründen versagt w erden.

(6) Sofern einzelne d e r fü r  die Zulassung zu den 
P rak tika vorgeschriebenen besonderen V orausset­
zungen fehlen, kann  in  besonderen H ärtefä llen  der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses A usnahm en 
bewilligen.

(7) Die Vorschriften des § 34 Abs. 3 gelten en t­
sprechend.

(8) F ür die A ufnahm e von B ew erbern, die nicht 
Deutsche im S inne des G rundgesetzes sind, gilt 
§ 64 entsprechend. D er B ew erber fü h rt w ährend  der 
P rak tika die Bezeichnung R echtspraktikant.

§73
Leitung der A usbildung w ährend  des öffentlich- 

rechtlichen A usbildungsverhältn isses;
D ienstaufsicht

(1) Der P räsident des 'O berlandesgerichts leitet 
die Ausbildung w ährend  des öffentlichrechtlichen 
A usbildungsverhältnisses, sow eit nicht nach Ab­
satz 2 der R egierungspräsident zuständig ist.

(2) Der R egierungspräsident le ite t die praktische 
Ausbildung w ährend der F erienprax is 2 (§§ 87 ff.), 
des Pflichtpraktikum s II (§§ 89 ff.) und des Pflicht­
w ahlpraktikum s, sow eit dieses bei den G ruppen 2 
bis 4 (§ 112 Abs. 1 Nr. 2 bis 4) abgeleistet w ird.

(3) D ienstvorgesetzter des R echtsprak tikan ten  ist 
der Präsident des O berlandesgerichts. Soweit der 
Regierungspräsident die A usbildung le ite t (Ab­
satz 2) ist er D ienstvorgesetzter. W ährend der Aus­
bildung beim Landgericht, beim  A m tsgericht, bei 
der S taatsanw altschaft oder beim  Rechtsanw alt 
ist auch der P räsiden t des Landgerichts D ienstvor­
gesetzter. An seine S telle tr i t t  der P räsiden t des 
Amtsgerichts w ährend  der A usbildung bei seinem  
Gericht.

(4) Vorgesetzter des R echtsprak tikan ten  sind der 
Leiter der A usbildungsstelle, d er A usbilder und 
die A rbeitsgem einschaftsleiter, denen der Rechts­
prak tikan t zur A usbildung zugewiesen w orden ist, 
fü r die Ausbildung bei einem  K ollegialgericht auch 
der Vorsitzende des Senats oder der K am m er.

(5) Der P räsiden t des O berlandesgerichts kann  
seine Befugnisse nach dem  6. Teil dieser V erord­
nung ganz oder zum Teil auf einen P räsiden ten  
eines Landgerichts übertragen .

(6) Soweit der P räsiden t des O berlandesgerichts 
— Regierungspräsident — fü r zuständig erk lä rt 
wird, bezieht sich die Z uständigkeit jew eils auf 
den Teil der Ausbildung, den dieser nach den A b­
sätzen 1 und 2 zu leiten  hat.

§74
Arbeitsgem einschaften, E inführungslehrgänge 

und sonstige L ehrgänge
Die Vorschriften des § 37 gelten entsprechend.

§75
V erlängerung; E ntlassung

(1) H at der R echtsprak tikan t das Ziel eines P ra k ­
tikum s nicht erreicht oder den A nforderungen in 
der A rbeitsgem einschaft nicht entsprochen, so soll 
der P räsident des O berlandesgerichts — Regie­
rungspräsident — den A usbildungsabschnitt bis zu 
vier Monaten verlängern. D er P räsid en t des O ber­
landesgerichts — R egierungspräsident — bestim m t 
gleichzeitig, welche A usbildung der R echtsprakti­
kant abzuleisten hat, bis er in den folgenden A us­
bildungsjahrgang eingereih t w erden kann; hiervon 
kann er den R ech tsp rak tikan ten  auf A ntrag  aus 
wichtigem G rund ganz oder teilw eise befreien.
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(2) D as ö ffen tlich -rech tlich e  A u sb ild u n g sv erh ä lt­
n is en d e t m it A b lau f d e r  V erlän g eru n g  nach A b­
sa tz  1, w en n  das Z iel des P ra k tik u m s  oder der A r­
b e itsg em ein sch aft w ä h re n d  d e r  zusätzlichen  A us­
b ild u n g sze it n ich t e rre ic h t w o rd en  ist.

(3) A us dem  ö ffen tlich -rech tlich en  A usbildungs­
v e rh ä ltn is  is t zu en tla ssen ,
1. w e r die E n tla ssu n g  b e a n tra g t,
2. w e r sich n ich t b is zum  E n d e  des P flich tw ahl­

p ra k tik u m s  z u r  T e iln ah m e  am  In teg ra tiv s tu - 
d iu m  II g em elde t h a t.
(4) D er R e c h tsp ra k tik a n t k a n n  w e ite r  aus w ich­

tigem  G ru n d  en tla ssen  w erd en . E in  w ichtiger 
G ru n d  lieg t in sb eso n d ere  vor, w en n
1. w ä h re n d  e in es ö ffen tlich rech tlichen  A usbil­

d u n g sv e rh ä ltn isse s  e in  U m stan d  e in tr i tt  oder 
nach träg lich  b e k a n n t w ird , d e r  d ie  V ersagung  der 
A u fn ah m e  in  e in  ö ffen tlich rech tliches A usbil­
d u n g sv e rh ä ltn is  re c h tfe r tig e n  w ürde ,

2. d e r R e c h tsp ra k tik a n t in  se in e r A usb ildung  nicht 
h in re ich en d  fo rtsch re ite t,

3. d e r R e c h tsp ra k tik a n t lä n g e r  a ls  sechs M onate 
d ie n s tu n fä h ig  is t, n ich t zu e rw a rte n  ist, daß er 
b in n en  w e ite re r  d re i M onate  w ied e r d ienstfäh ig  
w ird  u n d  e r  d e sh a lb  n ich t m e h r ordnungsgem äß 
au sg eb ild e t w e rd e n  k an n ,

4. d e r R e c h tsp ra k tik a n t n ich t b in n en  angem essener 
F r is t nach  dem  In te g ra tiv s tu d iu m  I die Z w i­
sch en p rü fu n g  o d er nach  dem  In te g ra tiv s tu ­
d ium  II  d ie  S ch lu ß p rü fu n g  ab leg t.
(5) V or d e r  E n tla ssu n g  nach  A bsatz  4 is t der 

R e c h tsp ra k tik a n t zu hö ren .
(6) D ie E n tla ssu n g  nach  den  A bsätzen  3 und  4 

w ird  vom  P rä s id e n te n  des O berlandesgerich ts — 
R e g ie ru n g sp rä s id en ten  — v erfü g t.

§76
U rlau b ; A nrech n u n g  von  U rla u b s -  u n d  K ran k h e its­

ze iten  au f  d ie  p rak tisch e  A usbildung
(1) D er R e c h tsp ra k tik a n t e rh ä l t  fü r  je  3 volle M o­

n a te  P ra k t ik u m  5 A rb e its ta g e  E rh o lungsu rlaub . Bei 
der G ew äh ru n g  des U rlau b s  sind  die B edürfnisse 
d e r A usb ildung  zu berücksich tigen . D er P räs id en t 
des O b erlan d esg erich ts  — R eg ierungsp räsiden t — 
k an n  an o rd n en , d aß  d e r  E rh o lu n g su rlau b  von allen 
oder e inem  T eil d e r  R ech tsp rak tik an ten  zu r selben 
Z eit e in zu b rin g en  ist.

(2) D ie G ew äh ru n g  von  U rlau b  aus anderen  A n­
lässen  rich te t sich nach  den  jew eils  geltenden  B e­
s tim m ungen  fü r  D ien stan fän g e r. S on d eru rlau b  kann  
der R e c h tsp ra k tik a n t jedoch  n u r  in  A usnahm efällen  
e rh a lten . E r b e trä g t höchstens e in  Ja h r .

(3) E rh o lu n g su rlau b  u n d  U rlau b  aus anderen  A n­
lässen  w e rd en  vom  L e ite r  d e r  jew eiligen  A usbil­
d ungss te lle  e rte ilt. D ie D au e r des U rlaubs is t dem  
P rä s id e n te n  des O b erlan d esg erich ts  — R egierungs­
p rä s id en te n  — m itzu te ilen . U b e r die E rte ilung  von 
S o n d e ru rlau b  en tsch e id e t d e r  P rä s id e n t des O ber­
landesgerich ts — R e g ie ru n g sp rä s id en t —, bei Son­
d e ru r la u b  w ä h re n d  des P flich tw ah lp rak tik u m s das 
S taa tsm in is te r iu m  d e r  Ju s tiz  im  E invernehm en  m it 
dem  S ta a tsm in is te r iu m  des In n e rn .

(4) E rh o lu n g su rla u b , U rla u b  aus anderen  A nläs­
sen un d  K ra n k h e itsz e ite n  w erd en  regelm äßig  n u r 
b is zu ‘/a d e r  D a u e r des jew e ilig en  P rak tik u m s a n ­
gerechnet. D er P rä s id e n t des O berlandesgerich ts — 
R eg ie ru n g sp räs id en t — k a n n  e ine höhere A nrech­
nung  bestim m en . E ine  A nrech n u n g  des S o n d eru r­
laubs en tfä llt.

§77
A usb ildungszeugn isse

(1) D er R e c h tsp ra k tik a n t w ird  fü r  jedes P ra k ti­
kum  in e in em  zu sam m en fassen d en  Zeugnis b e u r­
te ilt. Im  P f lic h tp ra k tik u m  I w ird  e r  jedoch fü r den

zivilrechtlichen und  stra frech tlich en  A usb ildungs­
te il gesondert beu rte ilt.

(2) Im  üb rigen  gelten  die V o rsch riften  des § 42 
Abs. 2 b is 5.

§78
V erschw iegenheitsp flich t 

R ech tsp rak tikan ten , T e iln eh m er an  e in e r F e rien ­
p rax is  u n d  S tud ie rende  sind  zu r  V erschw iegenheit 
ü b e r die ihnen  bei A u sb ildung  in  d e r  P rax is  be­
k a n n t w erdenden  A n gelegenhe iten  v e rp flich te t. Die 
Pflicht zu r V erschw iegenheit g ilt auch nach B eendi­
gung d e r A usbildung.

§79
W echsel zw ischen der e in s tu fig en  u n d  zw eistufigen  

(herköm m lichen) A usb ildung ; G a s tp ra k tik a n t
(1) Im  G rund stu d iu m  I g e lten  d ie  be iden  W in te r­

tr im este r zusam m en u n d  das S o m m ertrim este r je 
als H a lb jah r im  S inne von  § 11 S a tz  1. Sow eit der 
S tud ierende w äh rend  des G ru n d s tu d iu m s I zur 
zw eistufigen A usb ildung  ü b erw ech se lt, w ird  ein 
en tsp rechender Z e itrau m  angerechnet.

(2) D er V orsitzende des P rü fu n g sau ssch u sses en t­
scheidet:
1. inw iew eit andere  A u sb ild u n g sab sch n itte  als das 

G ru n d stu d iu m  I die fü r  die Z u lassu n g  zu r ers ten  
oder zw eiten ju ristischen  S ta a tsp rü fu n g  no tw en ­
digen V oraussetzungen  (§§ 11 b is 14, 35, 48) ganz 
oder teilw eise e rfü lle n  und  d esh a lb  h ie ra u f a n ­
gerechnet w erden ;

2. inw iew eit S tud ium  un d  V o rb ere itu n g sd ien s t nach 
d e r zw eistufigen A usb ildung  die V oraussetzungen  
e inze lner A usb ildungsabschn itte  d e r e instufigen  
A usbildung  e rfü llen  und  d esh a lb  h ie ra u f ange­
rechnet w erden.
(3) V ergleichbare A u sb ild u n g sab sch n itte  einer 

e instufigen  A usbildung  in e inem  and eren  L and  im 
G eltungsbereich  des D eutschen  R ich tergesetzes w e r­
den angerechnet. Die E n tsche idung  h ie rü b e r tr iff t 
d er V orsitzende des P rü fungsausschusses.

(4) W er in einem  a n d e ren  L an d  im  G eltungsbe­
reich des D eutschen R ich tergesetzes eine einstufige 
A usbildung  ab leiste t, k an n  au f  A n trag  m it Z u­
stim m ung der zu ständ igen  B ehö rde  des anderen  
L andes einzelne P ra k tik a  a ls  G a s tp ra k tik a n t in 
B ayern  ableisten . Ü ber die Z u lassung  en tscheidet 
der zuständige P rä s id en t des O berlandesgerich ts — 
R egierungspräsiden t.

§80
L a n d e s ju s tiz p rü fu n g sa m t; 

P rü fu n g sau ssch u ß
(1) D em  beim  S taa tsm in is te r iu m  d e r Ju s tiz  gebil­

deten  L an d esju s tizp rü fu n g sam t ob lieg t d ie D urch­
fü h ru n g  der Z w ischen- u n d  S ch lußp rü fung .

(2) D er P rü fungsausschuß  fü r  die Z w ischen- und 
die Schlußprü fung  b es teh t aus d re i M itg liedern , und 
zw ar:
1. dem  V orsitzenden. V orsitzender is t d e r L e ite r des 

L andesju s tizp rü fungsam tes . A ls S te llv e r tre te r  
des V orsitzenden w erd en  je  e in  P rü fe r  aus dem  
B ereich der Ju s tiz  u n d  d e r  V erw a ltu n g  beste llt;

2. einem  ordentlichen P ro fesso r d e r R echte der ju ­
ristischen  F a k u ltä t (Fachbereichs) e iner b ay e ri­
schen L an desun ive rsitä t, an  d e r eine einstufige 
A usbildung  sta ttf in d e t. K ö n n en  sich m ehrere  F a ­
k u ltä te n  (Fachbereiche) n ich t in n e rh a lb  e in e r vom 
L and esju s tizp rü fu n g sam t b estim m ten  angem es­
senen F ris t einigen, so en tsche ide t das S taa tsm in i­
ste riu m  fü r U n te rr ich t un d  K u ltu s . Jede  F a k u ltä t 
(Fachbereich), an d e r  e ine e in s tu fige  A usbildung  
s ta ttfin d e t, beste llt aus ih re r  M itte  e inen  S te llv e r­
tre te r ;

3. einem  P rü fe r  aus dem  B ereich  d e r V erw altung . 
F ü r  ihn  w erden  aus dem  gleichen B ereich zwei 
S te llv e r tre te r  bestellt.
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F ü h rt den Vorsitz der S tellvertreter aus dem Be­
reich der V erw altung, so tr itt  an die Stelle des M it­
glieds nach N um m er 3 ein P rü fer aus dem Bereich 
der Justiz. D ieser w ird  gem äß § 2 Abs. 2 bestellt.

(3) D er P rüfungsausschuß ha t folgende Aufgaben:
1. er bestellt die P rü fe r  fü r die Zwischen- und die 

S ch lußprüfung ;
2. e r  entscheidet, w enn der Vorsitzende die Zulas­

sung zu einer P rü fung  nicht aussprechen will;
3. er w äh lt die Prüfungsaufgaben aus;
4. er entscheidet über die Zulassung von Hilfs­

m itteln ;
5. e r  entscheidet in den Fällen des § 98 in V erbin­

dung m it §§19 und  31;
6. er entscheidet über den Erlaß der Nachfertigung 

von P rüfungsaufgaben  und besondere A nord­
nungen fü r  die Nachholung der mündlichen P rü ­
fung;

7. er kann  fü r  jede U niversität, an der eine ein­
stufige A usbildung erfolgt, einen örtlichen P rü ­
fungsleiter (einschließlich S tellvertreter) bestel­
len und ihm  ganz oder zum Teil die in den Vor­
schriften des § 7 Abs. 3 Nrn. 1 bis 5 genannten 
A ufgaben fü r  die Zwischenprüfung übertragen. 
Die örtlichen P rü fungsle ite r und deren S tellver­
tre te r  w erden  aus den Richtern ausgewählt, die 
dem  O berlandesgericht oder dem  Landgericht 
angehören, in  dessen Bereich die U niversität 
liegt.
(4) D er V orsitzende ha t fü r die Durchführung 

der P rü fungen  zu sorgen; er entscheidet, soweit 
nicht andere O rgane zuständig sind.

(5) D er P rüfungsausschuß entscheidet m it Stim ­
m enm ehrheit. D er Vorsitzende ist befugt, an Stelle 
des Prüfungsausschusses unaufschiebbare E n t­
scheidungen allein  zu treffen. Hiervon h a t er dem 
Prüfungsausschuß bei der nächsten Sitzung K ennt­
nis zu geben.

§81
Die P rü fer

(1) P rü fe r  sind ohne besondere Bestellung für 
beide P rü fungen  d er Vorsitzende und die Mitglie­
der des Prüfungsausschusses einschließlich der 
S te llv ertre te r und  die örtlichen Prüfungsleiter und 
deren S te llvertre te r.

(2) Die V orschriften des § 8 Abs. 2 bis 4 gelten en t­
sprechend.

2. Abschnitt
F erienprax is 1; G rundstudium  I 

§82
Ziel, A rt und Umfang

(1) Durch die Ferienprax is 1 soll der Studierende 
einen inform atorischen Einblick in die Rechts­
anw endung und  Rechtsverw irklichung bei der 
Justiz  erhalten .

(2) Die F erienprax is ist beim  Amtsgericht abzu­
leisten.

(3) Die D auer beträg t drei Wochen. Sofern die 
F erienprax is in einem  Kurs abgeleistet wird, 
dauert sie n u r zwei Wochen.

§83
V oraussetzungen fü r die Zulassung;

A ntrag
(1) Die Zulassung zur Ferienpraxis 1 setzt ein 

G rundstud ium  von drei T rim estern voraus, w äh­
rend dessen der S tudierende m indestens folgende 
V eranstaltungen  besucht haben muß:
1. E inführung  in  die Rechtswissenschaft (insbeson­

dere m it den Bezügen zu den Nachbargebieten),
2. Bürgerliches Recht einschließlich H andels- und 

G esellschaftsrecht nebst einer Übung,

3. S trafrecht und Kriminologie,
4. das gerichtliche V erfahren  (insbesondere Zivil­

verfahren),
5. Einführung in das öffentliche Recht,
6. Allgemeine S taatslehre, S taatsrech t und politische 

W issenschaften,
7. Grundzüge der Rechtsgeschichte,
8. W irtschaftswissenschaften,
9. Rechtsphilosophie.

(2) Der A ntrag  au f Zulassung ist beim  V orstand 
des Am tsgerichts einzureichen, bei dem der Be­
w erber die Ferienprax is ableisten will. Dieser en t­
scheidet über die Zulassung.

3. A bschnitt
P flichtpraktikum  I; G rundstudium  I

§ 84 
Ziel

(1) W ährend des Pflichtpraktikum s I soll der 
R echtspraktikant
1. die im G rundstud ium  erw orbenen juristischen 

Fähigkeiten und K enntnisse in der P rax is ver­
w erten und erw eitern ,

2. ein anschauliches Bild von dem  B eruf des Rich­
ters und S taatsanw altes erhalten .

Am Ende soll er das fü r einen Ju ris te n  notwendige 
Grundwissen im  Zivil- und S trafrecht, einen Ü ber­
blick über die Z ivil- und S tra fju stiz  besitzen und 
einen Einblick in die F reiw illige G erichtsbarkeit 
gewonnen haben.

(2) Der R echtsprak tikan t soll, sow eit wie möglich, 
eigenverantw ortlich tä tig  sein. Nach A blauf von 
zwei M onaten des Pflichtpraktikum s I ist e r  be­
rechtigt, die in § 10 Abs. 1 und § 142 Abs. 3 des Ge­
richtsverfassungsgesetzes, § 2 Abs. 4 des Rechts­
pflegergesetzes, § 116 Abs. 2 Satz 1 der Zivilprozeß­
ordnung und § 142 Abs. 2 der S trafprozeßordnung 
bezeichneten Tätigkeiten w ie ein R echtsreferendar 
wahrzunehm en. Diese Erm ächtigung gilt auch fü r 
die folgenden A usbildungsabschnitte.

§85
V oraussetzungen fü r  die Zulassung 

(1) Zum P flichtpraktikum  I w ird  zugelassen, wer 
ein G rundstudium  I von sechs T rim estern  abge­
leistet hat, in welchem er folgende V eranstaltun ­
gen besucht haben m uß:
1 . die in § 83 Abs. 1 au fgeführten  V eranstaltungen,
2. Arbeitsrecht (Schw erpunkt: Recht des A rbeits­

verhältnisses; aus dem  kollektiven A rbeitsrecht 
das K oalitionsrecht, T arifvertragsrech t und A r­
beitskampfrecht),

3. Einführung in das In ternationale  Privatrecftt und 
das europäische Zivilrecht,

4. Zivilprozeß,
5. Einführung in die F reiw illige G erichtsbarkeit an 

Hand von Beispielen aus dem  G rundbuch-, F a­
milien- und Erbrecht,

6. S trafverfahren,
7. G rundfragen des Strafvollzugs,
8. G rundfragen des V erw altungsrechts,
9. Rechtssoziologie,

10. Einführung in die Psychologie,
11. V ertiefungskurs im  Zivilrecht,
12. Übungen

a) aus dem Zivilrecht, einschließlich V erfahren,
b) aus dem  S trafrech t, einschließlich K rim ino­

logie und V erfahren,
c) aus den W irtschaftsw issenschaften,
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(2) Ü ber d ie  erfo lg re iche  T e ilnahm e an den in 
A bsatz  1 N r. 12 g e n a n n te n  V e ran sta ltu n g en  ist ein 
L eistungsnachw eis zu e rb rin g en .

(3) D er S tu d ie ren d e  m u ß  w e ite r  die F e rien ­
p rax is  1 (§§ 82, 83) a b g e le is te t haben .

§86
D au e r u n d  E in te ilu n g

(1) D as P flich tp rak tik u m  I d a u e r t neun M onate.
(2) D ie A u sb ild u n g  u m faß t:

1. E ine A u sb ild u n g  bei e inem  Z ivilgericht der 
e rs ten  In s ta n z  von  sechs M onaten ;

2. eine A u sb ild u n g  bei e inem  S tra fg e rich t der ersten  
In s tan z  o d e r e in e r  S ta a tsa n w a ltsc h a ft von drei 
M onaten . S ow eit e in  R ech tsp rak tik an t einem  
S tra fg e rich t zu g e te ilt ist, is t e r  im  d ritte n  M onat 
fü r  e ine W oche e in em  S ta a tsa n w a lt zuzuw eisen 
un d  sow eit e r  d e r  S ta a tsa n w a ltsc h a ft zugeteilt 
ist, e inem  R ich te r d e r  e rs te n  In s tan z  fü r S tra f­
sachen.
(3) D ie A u sb ildung  nach  A bsatz  2 N rn. 1 und  2 

beg in n t in  d e r R egel m it e in em  E in fü h ru n g sleh r­
gang.

4. A b sch n itt
F e rie n p ra x is  2; G ru n d s tu d iu m  II 

§87
Ziel, A rt u n d  U m fang

(1) D urch  d ie  F e rie n p ra x is  2 soll d e r S tud ierende 
einen  in fo rm ato risch en  E inb lick  u n d  eine E in fü h ­
ru n g  in  d ie  V e rw a ltu n g sp ra x is  e rh a lten .

(2) D ie F e rie n p ra x is  is t bei e in e r K re isverw al- 
tu n g sb eh ö rd e  o d e r e in e r G roßen  K re iss tad t abzu­
leisten .

(3) § 82 Abs. 3 g ilt en tsp rechend .

§88
V o rau sse tzu n g en  fü r  d ie  Z ulassung;

A n trag
(1) D ie Z u lassung  zu r F e rie n p ra x is  2 setzt ein 

T rim este r des G ru n d s tu d iu m s I I  voraus, w äh rend  
dessen d e r  S tu d ie re n d e  m in d esten s  folgende V er­
a n s ta ltu n g e n  b esu ch t h a b e n  m uß :
1. S taa ts leh re , S ta a ts re c h t u n d  V erfassungsgerich ts­

b a rk e it,
2. G rundzüge  des V ö lk e r- u n d  E uroparech ts,
3. H o h e itsv e rw a ltu n g ,
4. V erw a ltu n g sw issen sch aft.

(2) D er A n trag  au f  Z u lassung  is t bei der B ehörde 
e inzureichen , bei d e r  d e r B ew erb e r die F e rien ­
p rax is  ab le is ten  w ill; d iese  en tscheidet über die 
Z ulassung.

5. A bschn itt
P flic h tp ra k tik u m  I I ;  G ru n d stu d iu m  II

§89
Ziel

(1) W äh ren d  des P flich tp rak tik u m s II soll der 
R e c h tsp ra k tik a n t
1. die im  G ru n d s tu d iu m  II  e rw o rb en en  ju ristischen  

F äh ig k e iten  u n d  K en n tn is se  in d e r P rax is  v e r­
tie fen  un d  e rw e ite rn  u n d  insbesondere  V erständ ­
n is fü r  d as schöpferische V erw altungshande ln  
gew innen ,

2. e in  anschau liches B ild  vom  B eru f eines höheren  
V e rw a ltu n g sb eam ten  e rh a lten .

A m  E nde soll e r  das fü r  e inen  Ju r is te n  notw endige 
G ru n d w issen  im  ö ffen tlichen  R echt und  einen 
Ü berb lick  ü b e r  d ie  hoheitliche , leistende, p lanende 
und  g e s ta lten d e  V e rw a ltu n g  besitzen .

(2) D er R e c h tsp ra k tik a n t soll, sow eit w ie möglich, 
e ig en v e ran tw o rtlich  tä t ig  sein.

§90
V oraussetzungen  fü r  d ie  Z ulassung

(1) D ie Z ulassung  zum  P flich tp rak tik u m  II setzt 
voraus, daß  das P flich tp rak tik u m  I (§ 84 ff.) erfo lg­
reich abgele iste t w orden  ist. W eiter is t e in  G ru n d ­
stud ium  II  m it d re i T rim este rn  notw endig , in  w el­
chem d er S tu d ie ren d e  fo lgende V eransta ltungen  
besucht h ab en  m uß:
1. die in § 88 Abs. 1 au fg e fü h rten  V eransta ltungen ,
2. L eistungsverw altung , P lan u n g sv erw a ltu n g , K om ­

m unalrech t,
3. R echt des öffentlichen D ienstes,
4. V erw altungsprozeß ,
5. W irtschaftsw issenschaften  m it besonderen  Be­

zügen zum  ö ffen tlich en  Recht,
6. G rundzüge der P e rso n a lfü h ru n g  und des M ana­

gem ents,
7. E in fü h ru n g  in das Recht d e r sozialen Sicherung,
8. E in fü h ru n g  in  das S teuerrech t,
9. Ü bung im  S ta a ts -  und  V erw altungsrech t,

10. V ertie fungs- und W iederho lungskurse  im  Z ivil­
und  S tra frech t einschließlich V erfahren .
(2) D er S tud ie rende  h a t w äh ren d  des G ru n d stu d i­

um s nach W ahl an  einem  S em inar oder e iner gleich­
w ertigen  L eh rv e ran s ta ltu n g  nach § 13 Nr. 2 te ilzu­
nehm en über:
1. Z ivilrecht,
2. S trafrech t,
3. ö ffen tlich es Recht,
4. V erw altungsw issenschaft.

(3) U ber die erfo lgreiche T eilnahm e an den in 
A bsatz 1 Nr. 9 und A bsatz  2 gen an n ten  V eran sta l­
tungen  ist e in  L eistungsnachw eis zu erb ringen .

(4) D er S tud ie rende  m uß w eite r die F e rien ­
p rax is  2 (§§ 87, 88) abgele iste t haben .

§91
D auer und  E in te ilung

(1) Das P flich tp rak tikum  II  d a u e rt sechs M onate.
(2) D ie A usbildung  erfo lg t bei einem  L a n d ra ts ­

am t (hilfsw eise k re isfre ie  S tad t oder G roße K reis­
stadt). Sie b eg inn t in d e r R egel m it e inem  E in fü h ­
rungslehrgang .

6. A bschnitt
Die Z w ischenprüfung; In teg ra tiv s tu d iu m  I 

§92
Zweck und  B edeutung

(1) Die Z w ischenprüfung  is t eine H ochschulzw i­
schenprüfung  und  g ilt als E in ste llungsp rü fung  im  
S inne des B ayerischen B eam tengesetzes; zugleich 
ist sie Teil der Schlußprüfung .

(2) Die Z w ischenprüfung  h a t W ettbew erbs­
ch a rak te r (Art. 94 Abs. 2 Satz 1 der V erfassung des 
F re is taa te s  B ayern).

(3) Die Z w ischenprüfung  soll festste llen , ob der 
B ew erber ü b e r die g rund legenden  ju ristischen  
K enn tn isse  in den P rü fu n g sfäch ern  m it ih ren  ge­
schichtlichen, gesellschaftlichen, w irtschaftlichen, 
politischen und  rechtsphilosophischen B ezügen und 
die erfo rderlichen  ju ris tischen  F äh igke iten  verfüg t, 
insbesondere das R echt m it V erständn is erfassen  
und  anw enden  kann.

§93
Z eitp u n k t der Z w ischenprüfung

(1) Die Z w ischenprüfung  findet am  E nde des 
In teg ra tiv s tu d iu m s I s ta tt.

(2) D er T erm in  w ird  vom  L and esju s tizp rü fu n g s­
am t festgelegt.
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§94
Form  der Zwischenprüfung

Die Zwischenprüfung besteht aus einem schrift­
lichen und einem mündlichen Teil, soweit der Be­
w erber nicht vom mündlichen Teil ausgeschlossen 
ist.

§95
Prüfungsgebiete

(1) Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die 
P rüfungsfächer m it ihren geschichtlichen, gesell­
schaftlichen, politischen, w irtschaftlichen und rechts­
philosophischen Bezügen.

(2) Entsprechend der Zielsetzung (§ 92) liegt bei 
den P rüfungsfächern das Hauptgewicht auf dem 
erforderlichen Grundwissen. M ittelpunkt der P rü ­
fung soll nicht am Rande liegendes Einzelwissen 
sein.

(3) Im  Rahmen von Rechtsgebieten, die zu den 
Prüfungsfächern gehören, können auch Fragen aus 
anderen Gebieten geprüft werden, soweit sie in der 
P rax is typischerweise in diesem Zusam menhang 
auftreten . Die P rüfung  kann sich auch auf andere 
Rechtsgebiete erstrecken, soweit lediglich Ver­
ständnis und Arbeitsm ethode festgestellt werden 
sollen, Einzelwissen nicht vorausgesetzt w ird und 
die Aufgabe m it den zur Verfügung gestellten 
H ilfsm itteln in der Bearbeitungszeit zu bewältigen 
ist.

(4) P rüfungsfächer sind:
1. Z ivilrecht m it dem Schwerpunkt im bürgerlichen 

Gesetzbuch einschließlich des Abzahlungsrechts 
und des Rechts der G efährdungshaftung;

2. H andels- und Gesellschaftsrecht m it folgenden 
Schw erpunkten:
a) G rundzüge des Handelsrechts (nur l.Buch und 

3. Buch Abschnitte 1 und 2 des HGB);
b) das Recht der Personalgesellschaft und die 

G rundzüge des Aktienrechts;
3. A rbeitsrecht einschließlich des arbeitsgericht­

lichen V erfahrens m it folgenden Schwerpunkten:
a) das Recht des A rbeitsverhältnisses;
b) aus dem  kollektiven Arbeitsrecht: 

Koalitionsrecht,
T arifvertragsrecht,
A rbeitskam pfrecht,

c) G rundzüge des arbeitsgerichtlichen Verfahrens 
(nur U rteilsverfahren);

4. G rundfragen des Internationalen Privatrechts;
5. S trafrecht einschließlich des S trafverfahrens mit 

folgenden Schwerpunkten:
a) der Allgemeine und Besondere Teil des S traf­

gesetzbuches einschließlich der Grundzüge der 
Kriminologie;

b) G rundfragen des Strafvollzugs;
c) S trafverfahrensrecht;

6. Zivilprozeß- und Zwangsvollstreckungsrecht ein­
schließlich G rundfragen des Konkursrechts;

7. G rundzüge der Freiwilligen Gerichtsbarkeit in 
V orm undschafts- und Erbscheinssachen;

8. öffentliches Recht m it folgenden Schwerpunkten:
a) die G rundlagen des staatlichen Lebens:

S taa ts- und Verfassungsrecht m it den Be­
zügen zur allgem einen Staatslehre;

b) die E inordnung des S taates in die Völker­
gem einschaft;
G rundzüge des Völker- und Europarechts;

c) das allgem eine Verwaltungsrecht einschließlich 
des V erw altungsverfahrensrechts und in den 
H auptbereichen das Recht der Hoheits-, Lei- 
stungs- und Planungsverw altung. H aupt­
bereiche sind insbesondere:

Kom m unalrecht,
S icherheits- und Polizeirecht,
Baurecht,
Grundzüge des Rechts der öffentlichen E rsatz­
leistungen,
Grundzüge des W asserrechts,
G rundzüge des R aum ordnungs- und Landes­
planungsrechts,
Grundzüge des Sozialhilferechts;

d) das Recht der A bgabenordnung und des 
S teueranpassungsgesetzes (ohne S teuerstra f­
verfahren),
E inkom m ensteuerrecht und G rundzüge des 
Körperschaf tss teuerrech ts;

e) aus der V erw altungsw issenschaft in den 
Grundzügen die V erw altungsorganisation 
un ter Einschluß der Personalführung, die 
Entscheidungs- und P lanungstheorie und 
moderne H ilfsm ittel;

f) verfassungsgerichtliche Rechtsbehelfe;
g) verw altungsgerichtliches V erfahren.

9. Grundzüge der Rechtsgeschichte, Rechtsphilo­
sophie und Rechtssoziologie.
(5) Nur im m ündlichen Teil sollen geprüft w erden:

a) G rundfragen des In ternationalen  P rivatrechts 
(Absatz 4 Nr. 4);

b) G rundfragen des Strafvollzugs (Absatz 4 Nr. 5 
Buchst, b);

c) Grundzüge der F reiw illigen G erichtsbarkeit 
in Vorm undschafts- und Erbscheinssachen 
(Absatz 4 Nr. 7);

d) das Recht der A bgabenordnung und des S teuer­
anpassungsgesetzes (ohne S teuerstrafverfahren), 
E inkom m ensteuerrecht und Grundzüg'e des 
K örperschaftssteuerrechts (Absatz 4 Nr. 8 Buch­
stabe d);

e) Grundzüge der Rechtsgeschichte (Absatz 4 Nr. 9).
§96

Zulassungsantrag
(1) Der B ew erber h a t sich am  Ende des In teg ra- 

tivstudium s I der Zw ischenprüfung zu unterziehen, 
es sei denn, daß er durch K rankheit oder andere 
wichtige G ründe geh indert ist. E r m uß spätestens 
bis zu dem vom L andesjustizprüfungsam t fest­
gesetzten Term in die Zulassung zur Zw ischenprü­
fung beantragen. B ereits m it dem  A ntrag  h a t der 
Bewerber zu erklären , aus welchem Gebiet er ge­
mäß § 102 Abs. 1 N r.4 geprü ft w erden will; diese 
Erklärung ist unw iderruflich. U n terläß t er die E r­
klärung, so bestim m t der V orsitzende des P rü fungs­
ausschusses das Gebiet.

(2) Das In teg rativstud ium  I ist nach der Zulas­
sung bis zur Zw ischenprüfung fortzusetzen.

(3) Die Vorschriften des § 15 Abs. 3 gelten en t­
sprechend.

§97
Entscheidung über die Z ulassung

(1) Der B ew erber m uß die P flichtpraktika I und II 
m it Erfolg abgeleistet und  sich zu r Teilnahm e am 
Integrativstudium  I gem eldet haben, in  dem  er 
eine V eranstaltung ü b er die Zusam m enschau des 
Rechts und seiner N achbargebiete und einen Wie- 
derholungs- und V ertiefungskurs zu besuchen hat.

(2) Im übrigen gelten die V orschriften des § 16 
Abs. 1 Nrn. 2 und 3, Abs. 2 und Abs. 3 entsprechend.

§98
Verweisung auf andere Vorschriften

(1) Die Vorschriften der §§ 17 (R ücktritt und V er­
säumnis), 19 (Mängel im  Prüfungsverfahren) und 
31 (Unterschleif und  Beeinflussungsversuch) gelten 
entsprechend.

(2) Die Vorschriften des § 18 (Verhinderung) gel­
ten entsprechend m it folgender M aßgabe:
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1. A bsatz  1 N r. 1, w en n  w en ig e r a ls  sechs sch rift­
liche A u fg ab en  b e a rb e i te t sind,

2. A bsatz  1 N r. 2, w en n  m in d esten s  sechs sch rift­
liche A u fg ab en  b e a rb e i te t sind ,

3. in  den  F ä lle n  des A bsa tzes 4 b estim m t d e r V or­
sitzende des P rü fu n g sau ssch u sses , welche zu ­
sätzliche A u sb ild u n g  d e r  B ew erb e r bis zu r e r ­
n eu ten  Z u lassu n g  zu r  Z w ischenp rü fung  abzu­
le is ten  h a t. V on d ie se r A u sb ild u n g  k an n  er den 
B ew erb er a u f  A n tra g  au s w ich tigem  G rund  ganz 
oder te ilw eise  be fre ien .

§99
S ch riftliche  P rü fu n g

(1) In  d e r  sch riftlichen  P rü fu n g  h a t d e r P rü ­
fu n g s te iln eh m er an  n eu n  T agen  je  eine schriftliche 
A rb e it u n te r  A ufsich t zu  fe rtig en . Die A rbeitszeit 
b e trä g t fü n f  S tu n d en .

(2) D ie A u fg ab en  k ö n n en  n eb en  p rak tischen  F ä l­
len  aus dem  R ech tsleben  auch  theoretische T he­
m en  zum  G eg en stan d  hab en . E in  Teil der A ufga­
ben  m uß  p ra k tisc h e  F ä lle  zum  In h a l t  haben.

(3) D er P rü fu n g s te iln e h m e r h a t  zu  bearbeiten :
1. v ie r  A u fg ab en  m it d em  S ch w erp u n k t aus dem  

Z iv ilrech t e insch ließ lich  H a n d e ls -  un d  G esell­
schaftsrech t, A rb e its rech t u n d  V erfah rensrech t,

2. zw ei A u fg ab en  m it dem  S ch w erp u n k t aus dem  
S tra fre c h t e insch ließ lich  S tra fv e rfa h re n ,

3. d re i A u fg ab en  m it d em  S ch w erp u n k t aus dem  
S ta a ts -  u n d  V e rw a ltu n g s rech t einschließlich 
V erfah ren srech t.
(4) In  e in ze ln en  A u fg ab en  so llen  K rim inologie, 

R ech tsph ilosoph ie , R echtssoziologie oder V erw al­
tu n g sw issen sch aft b e rü ck s ich tig t w erden .

(5) D ie P rü fu n g s te iln e h m e r  d ü rfe n  n u r  die vom 
P rü fu n g sau ssch u ß  zu g e la ssen en  H ilfsm itte l b e n u t­
zen. Sie h a b e n  die H ilfsm itte l se lb s t zu beschaffen.

(6) D ie P rü fu n g sa u fg a b e n  w e rd en  einheitlich  ge­
s te llt; sie sin d  an  a llen  P rü fu n g so rte n  zu r selben 
Z eit zu b ea rb e iten .

zu erte ilen , u n d  zw ar je  e ine N ote fü r  fo lgende Ge­
biete:
1. Z ivilrech t e insch ließ lich  H a n d e ls -  u n d  G esell­

schaftsrecht, A rb e its re c h t u n d  V erfah ren srech t 
(§ 95 Abs. 4 N rn. 1 b is 4, 6, 7 und  9),

2. S tra frech t e insch ließ lich  S tra fv e rfa h re n  und 
S trafvo llzug  (§ 95 A bs. 4 N rn. 5 u n d  9),

3. S ta a ts -  un d  V e rw a ltu n g s rech t e insch ließ lich  V er­
fah ren srech t (§ 95 A bs. 4 N rn. 8 u n d  9),

4. nach W ahl des P rü fu n g s te iln e h m e rs  aus dem  G e­
b ie t der N u m m er 1 o d e r N u m m er 3 u n te r  beson­
d e re r B erücksich tigung  d e r  S y stem a tik  sow ie der 
rech tsgesch ich tlichen  oder rech tspo litischen  E n t­
w icklung.
(2) D ie V orsch riften  des § 26 A bs. 2 ge lten  en t­

sprechend.

§ 103
V erw eisung  a u f  an d e re  V orsch riften

(1) Die V o rsch riften  d e r  §§ 27 (P rü fu n g sg esam t­
note), 28 (P rü fungszeugn is), 29 A bs. 1, 2, 4 und  5 
(W iederholung d e r  P rü fu n g ) u n d  § 30 (W ieder­
holung d e r P rü fu n g  z u r  N o tenverbesserung ) gelten 
en tsprechend. B ei § 27 A bs. 1 un d  A bs. 5 t r i t t  anstelle  
der T eilungszah l zw ölf die T e ilungszah l dreizehn. 
E ine W iederho lung  d e r  P rü fu n g  zu r N o ten v er­
besserung  is t in  A bw eichung  von § 30 A bs. 1 Satz 1 
H albsatz  2 n u r  im  n äch sten  P rü fu n g s te rm in  möglich.

(2) Bei N ich tb es teh en  d e r P rü fu n g  b e s tim m t der 
V orsitzende des P rü fu n g sau ssch u sses, w elche zu­
sätzliche A u sb ild u n g  d e r  P rü fu n g s te iln e h m e r bis 
zur e rn eu ten  Z u lassu n g  abzu le is ten  ha t. V on dieser 
A usbildung  k a n n  e r  d en  P rü fu n g s te iln e h m e r au f 
A n trag  aus w ich tig em  G ru n d  ganz oder teilw eise 
befreien . F ü r  den  Z u la ssu n g san trag  g e lten  die V or­
schriften  des § 96 A bs. 1 S ätze  2 b is 5 und  Abs. 2 und  
3 en tsprechend.

7. A bschn itt
P flich tp rak tik u m  II I ; S pez ia ls tud ium

§ 100
V erw eisung  au f  an d e re  V orschriften  

D ie V orsch riften  d e r  §§ 22 (B ew ertung  der P rü ­
fu ngsau fgaben ), 23 (P rü fu n g sn o ten ) und  24 (Ergeb­
n is d e r  sch riftlichen  P rü fu n g , A usschluß von der 
m ünd lichen  P rü fu n g ) gelten  entsprechend.

§101
M ündliche P rü fu n g

(1) D ie m ünd liche  P rü fu n g  w ird  in  der Regel an 
den  U n iv e rs itä ten , an  d en en  e ine  einstu fige A usbil­
dung  s ta ttf in d e t, von den  P rü fungskom m issionen  
abgenom m en.

(2) D ie P rü fu n g sk o m m iss io n  b e s teh t aus v ier P rü ­
fern , von  d en en  e in e r  d en  V orsitz  fü h rt, und  zw ar 
in  d e r R egel au s:
1. zw ei H o chschu lleh rern  o d e r sonstigen akadem i­

schen L eh rp e rso n en  an  den  L andesun ive rsitä ten ,
2. e inem  P rü fe r  fü r  den  B ere ich  d e r  Justiz,
3. e inem  P rü fe r  fü r  den  B ereich  d e r  V erw altung.

(3) D ie P rü fe r  m ü ssen  w ä h re n d  der m ündlichen 
P rü fu n g  s tän d ig  an w esen d  sein.

(4) F ü r  jed en  P rü fu n g s te iln e h m e r ist eine G e­
sa m tp rü fu n g sd a u e r  von  e tw a  50 M inuten v o rzu ­
sehen. M ehr a ls  fü n f  P rü fu n g ste iln eh m er dü rfen  
n ich t gem einsam  g e p rü f t w erden .

(5) D ie m ünd liche  P rü fu n g  e rs tre ck t sich auf die 
P rü fu n g sg eb ie te  (§ 95).

§ 102
B ew ertu n g  d e r  m ü n d lich en  P rü fung  

(1) In  d e r  m ü n d lich en  P rü fu n g  sind v ie r E inzel­
no ten  u n te r  V erw en d u n g  d e r  N o tenstu fen  des § 23

§ 104 
Ziel

(1) W ährend  des P flich tp rak tik u m s I I I  soll d e r 
R e ch tsp rak tik an t in  d ie  A rb e it des R ech tsanw alts 
als e ines fre ib e ru flich en  R echtspflegeorgans e in ­
g e fü h rt und  d ie  B efäh igung  erlangen ,
1. bera tend ,
2. v e rtre te n d  u n d
3. gesta ltend  tä t ig  zu w erden .

(2) D er R e c h tsp ra k tik a n t soll, sow eit w ie möglich, 
e ig en v e ran tw o rtlich  tä tig  sein. E r ist berech tig t, 
die in  § 53 A bs. 4 S a tz  2 B u n d esrech tsan w altso rd ­
nung  bezeichneten  T ä tig k e iten  w ie ein  R ech tsre fe ­
ren d a r  w ah rzu n eh m en . D iese E rm äch tigung  g ilt 
auch fü r  die fo lg en d en  A usb ildungsabschn itte .

§105
V o rau sse tzu n g en  fü r  die Z ulassung

Z um  P flich tp rak tik u m  I I I  w ird  zugelassen,
1. w er die Z w isch en p rü fu n g  (§§ 92 ff.) b es tan d en  

und
2. ein  S p ez ia ls tu d iu m  en tsp rechend  den V orschrif­

ten  d e r §§ 106ff. abg e le is te t ha t.

§106
D auer, E in te ilu n g  u n d  Ziel des S pezia lstud ium s

(1) Das S p ez ia ls tu d iu m  u m faß t d re i T rim este r. 
H ie rau f k ö n n en  b is zu zw ei T rim este r an  e in e r 
ausländischen  H ochschule an g erech n e t w erden . 
F ü r  die U m rechnung  in  S em este r ge lten  die V or­
sch riften  des § 79 A bs. 1 en tsprechend .

(2) Das S p ez ia ls tu d iu m  is t in  fo lgende G ruppen  
eingete ilt:
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1. Ju s tiz ,
2. V erw a ltu n g ,
3. W irtscha ft/F inanzw esen ,
4. A rb e its -  u n d  Sozialrecht.
D er S tu d ie ren d e  h a t e ine G ru p p e  auszuw ählen .

(3) Im  S pez ia ls tu d iu m  soll d e r  S tud ierende:
1. sich in  d as  g ew äh lte  G ebiet v e rtie f t e inarbe iten  

u n d  d ad u rch  auch
2. d ie  F ä h ig k e it v e rs tä rk en , sich in  neue G ebiete 

schnell e in zu a rb e iten ,
3. den  b ish e r e ra rb e ite te n  W issensstoff vertiefen ,
4. e in en  E inb lick  in die R ech tsin fo rm atik  und 

E lek tron ische  D a te n v e ra rb e itu n g  (EDV) erhalten .

§ 107
P flich tv e ran sta ltu n g en

Im  S p ez ia ls tu d iu m  h ab en  a lle  S tud ierenden  
m in d esten s  an  fo lgenden  V eran sta ltu n g en  te il­
zu n eh m en :
1. E in fü h ru n g  in  d ie EDV u n d  R echtsinform atik ,
2. V e rtie fu n g sk u rse  im  Z iv il-, S tra f-  und  S ta a ts ­

un d  V erw a ltu n g srech t.
§ 108

P flich tw ah l Veranstaltungen
(1) D ie S tu d ie ren d en  h ab en  zusätzlich zu den 

P flich tv e ran s ta ltu n g en  (§ 107) noch die folgenden 
a u fg e fü h rte n  P flich tw ah lv e ran sta ltu n g en  der von 
ih n en  g ew äh lte n  G ru p p e  zu besuchen.

(2) P flich tw ah lv e ran s ta ltu n g en  d e r G ruppe 1 
sind:
1. d e r  R ich te r im  Z ivilprozeß,
2. d e r  R ich te r u n d  S ta a tsa n w a lt im  E rm ittlu n g s­

un d  S tra fv e rfa h re n ,
3. d e r  R ich te r in  d e r F re iw illig en  G erich tsbarkeit,
4. a n g ew an d te  Psychologie fü r  den R ichter und  

S ta a tsa n w a lt ,
5. K rite r ie n  d e r  U rte ilsfindung ,
6. P ro b lem e  des Z iv ilrech ts in  V erb indung  m it den 

N achbargeb ie ten ,
7. W ir tsc h a ftsk rim in a litä t u n d  ih re  B ekäm pfung,
8. Ju g e n d s tra f re c h t m it B ezügen zum  S trafvo llzug  

u n d  zu r  R esozialisierung ,
9. P ro b lem e  des R ech tsan w alts  im  Z ivil- und  S tr a f ­

prozeß  un d  in  d e r  F re iw illig en  G erich tsbarkeit.
(3) P flich tw ah lv e ran s ta ltu n g en  d e r G ruppe 2 

sind:
1. S ta a ts re c h t u n d  staa tliches O rganisationsrech t,
2. Ü b erb lick  ü b e r  S taa t, W irtscha ft und  G esell­

sch aft in  a n d e re n  L än d ern  E uropas,
3. V e rw a ltu n g  als D aseinsvorso rge,
4. E in g riffsv e rw a ltu n g ,
5. P lan u n g sv e rw a ltu n g ,
6. W irtsch a ftsv e rw a ltu n g s rech t m it in te rn a tio n a ­

lem  B ezug,
7. V erw altungsw issenschaft,
8. v e rw a ltu n g sg erich tlich es  V erfah ren .

(4) P flich tw ah lv e ran s ta ltu n g en  d e r G ruppe 3 
sind:

1. G esellschaftsrech t, auch u n te r  B erücksichtigung 
des K o n k u rsrech ts  und  d e r  steuerrech tlichen  
Seite,

2. W ertp ap ie rrech t,
3. K a rte llre c h t (m it in te rn a tio n a lem  Bezug),
4. gew erb lich e r R echtsschutz  einschließlich L izenz­

rech t,
5. S te u e r le h re  u n d  S teuerrech t,
6. e inze lne  S te u e rn  (E inkom m en- und  K ö rp er­

sch a ftss teu e r, U m satzsteuer),
7. In te rn a tio n a le s  S teuerrech t,

8. S teuerrech tliches V erfah ren srech t,
9. G rundsätze o rd en tlich e r B u ch fü h ru n g  (GOB), 

B ilanzrecht u n d  B ilan zs teu e rrech t,
10. R echtsfragen  u n d  P ro b lem e  des W irtsch a fts­

fö rderungsrech ts,
11. R echtsfragen  u n d  P ro b lem e  d e r  U n te rn e h m e n s­

und  P e rso n a lfü h ru n g , d a rg e s te llt an  F ä llen  aus 
dem  A rbeitsrech t,

12. Leasing.
(5) P flich tw ah lv e ran sta ltu n g en  d e r  G ru p p e  4 

sind:
1. A rbeitsrech t (E rgänzung  u n d  V ertiefung) in sb e ­

sondere:
a) A rb e itsv e rtrag srech t,
b) A rb e itnehm erschu tz rech t,
c) R echt d e r A rb e itn eh m ere rfin d u n g en ,
d) B e trieb sv e rfassu n g s- u n d  M itb estim m u n g s­

recht,
e) T a rifv e rtrag srech t,
f) K oalitions- u n d  A rb e itsk am p frech t,
g) B esonderheiten  des a rbe itsg e rich tlich en  V er­

fah rens;
2. A rbeitsw issenschaft,
3. Sozialrecht, in sb eso n d ers :

a) Sozia lversicherungsrech t,
b) B esonderheiten  des sozialgerich tlichen  V er­

fahrens,
c) Sozialh ilfe- u n d  W oh lfah rtsrech t,
d) R echt der A rb e its -  un d  B eru fs fö rd e ru n g ;

4. R echtsfragen u n d  P ro b lem e  d e r  U n te rn e h m e n s­
und  P e rso n a lfü h ru n g , d a rg e s te llt an  F ä llen  aus 
dem  A rbeitsrech t.

§ 109
D auer u n d  A u sb ild u n g sste lle

Das P flich tp rak tik u m  II I  u m fa ß t e ine A u sb il­
dung von drei M onaten  bei e in em  R ech tsanw alt.

A ch te r A b sch n itt 
P flic h tw a h lp ra k tik u m

§ H O
Ziel

Im  P flich tw ah lp rak tik u m  soll d e r R ec h tsp ra k ti­
k an t eine v ertie fte , ex em p la risch e  p rak tisch e  A us­
b ildung  au f dem  von  ih m  au sg ew äh lten  G ebiet 
e rh a lten  und  d ad u rch  in sb eso n d ere  v e rs tä rk t  b e ­
fäh ig t w erden, sich rasch  in  n eu e  B ereiche p ra k ­
tisch einzuarbeiten .

§ 111
V orausse tzungen  fü r  die Z u lassung ;

D au e r
(1) Zum  P flich tw ah lp rak tik u m  w ird  zugelassen, 

w er die Z ulassung zum  P flic h tw a h lp ra k tik u m  II I  
e rh a lten  hat.

(2) Das P flich tw ah lp rak tik u m  d a u e r t  d re i M onate.
(3) D er R e c h tsp ra k tik a n t h a t  e ine d e r  G ru p p en  

des § 112 Abs. 1 N rn . 1 b is 4 zu w äh len , in  deren  
B ere :ch e r sich e in e  nach  §112 A bs. 3 oder A bs. 4 
zugeiassene A u sb ild u n g sste lle  au szu w äh len  h a t.

§ 112
E inteü  ung; A usb ildungszie l d e r  e inze lnen  G ru p p en ; 

A u sb ild u n g ss te llen
(1) Im P flich tw ah lp rak tik u m  w erd en  dem  R ech ts­

p rak tik an ten  v ie r G ru p p en  zu r W ahl angebo ten :
1. Justiz,
2. V erw altung,
3. W irtschaft/F inanzw esen ,
4. A rbe its- und S ozialrech t.
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(2) A usbildungsziel der einzelnen G ruppen ist:
1. Justiz

Der R echtsprak tikan t soll sich vertieft in die 
typischen A rbeitsbereiche der Justiz  einarbeiten 
und dabei insbesondere auch die spezifischen An­
forderungen an die im  Bereich der Justiz typi­
schen Berufe (Richter, S taatsanw alt) näher 
kennenlernen;

2. V erw altung
Der R echtsprak tikan t soll sich vertieft in das 
öffen tliche Recht e inarbeiten  und sein Wissen 
und V erständnis vom öffen tlichen  Recht als 
G rundlage und  M ittel zum  Eingriff, zur Lei­
stung, zur P lanung  und  G estaltung verstärken 
und so die notw endigen G rundlagen fü r die am 
öffen tlichen  Recht o rien tierten  Berufe (vor allem 
höherer V erw altungsbeam ter, V erwaltungsrich­
ter) schaffen;

3. W irtschaft/Finanzw esen
Der R echtsprak tikan t soll vertiefte  Kenntnisse
a) über die rechtliche B ehandlung w irtschaft­

licher V orgänge und
b) die steuerrechtliche Behandlung w irtschaft­

licher Vorgänge in  der P rax is erhalten;
4. A rbeits- und  Sozialrecht

Der R echtsprak tikan t soll m it Verfassungsauf­
trag  und  V erw irklichung des sozialen Rechts­
staats in  der R echtspraxis
a) im arbeitsrechtlichen und
b) sozialrechtlichen Bereich 
v ertrau t gem acht w erden.
(3) Allgem ein zugelassen fü r das Pflichtwahl­

prak tikum  sind folgende Stellen:
1. G ruppe 1: Justiz

a) O berlandesgericht — Zivilsenat,
Landgericht — Berufungskam m er,

b) Landgericht — große S trafkam m er — Jugend­
kam m er
(hilfsweise A m tsgericht — Jugendgericht), ge­
gebenenfalls in  V erbindung m it der Bewäh­
rungsh ilfe oder Jugendgerichtshilfe, S taats­
anw altschaft,

c) Justizvollzugsanstalt, möglichst in Verbin­
dung m it einem  S trafgerich t oder einer S taats­
anw altschaft,

d) A m tsgericht im Bereich der Freiwilligen Ge­
richtsbarkeit, Landgericht — Beschwerde­
kam m er,

e) N otar (soweit V olljurist und  Nurnotar);
2. G ruppe 2: V erw altung

a) Regierung,
b) k reisfreie S tadt, L and ra tsam t oder Große 

K reisstadt,
c) V erw altungsgericht,
d) V erw altung des Deutschen Bundestags oder 

des B undesrats,
D ienststelle des Bayer. S taatsm inisters für 
B undesangelegenheiten in Bonn,
V erw altung des Bayer. Landtags oder des 
Bayer. Senats,

e) Europäische Gem einschaften,
f) Hochschule fü r V erw altungswissenschaften in 

Speyer;
3. G ruppe 3: W irtschaft/F inanzw esen

a) R egierung (W irtschaftsabteilung),
b) B undesbahndirektion ,
c) O berpostdirektion,
d) Finanzbehörde,
e) F inanzgericht,
f) Europäische G em einschaften;

4. Gruppe 4: A rbeits- und Sozialrecht
a) Landesarbeitsgericht,
b) Arbeitsgericht,
c) Landessozialgericht,
d) Sozialgericht,
e) Regierung (Sozialabteilung),
f) Landesarbeitsam t,
g) B undesanstalt fü r A rbeit (insbes. Institu t für 

A rbeitsm arkt und Berufsforschung),
h) Internationales A rbeitsam t in Genf;
(4) W eitere Stellen, insbesondere

bei der G ruppe 1: R echtsanw alt (einschließlich aus­
ländischem), 
ausländisches Gericht,

bei der Gruppe 2: V erw altung der Universität, 
Landpolizeidirektion,

bei der Gruppe 3: W irtschaftsunternehm en und 
W irtschaf tsverband, 
W irtschaftsprüfer,
S teuerberater,
Industrie- und Handelskammer, 
B ilaterale H andelskam m er im 
Ausland,

bei der Gruppe 4: A rbeitsam t,
Sozialpartner,
K örperschaft sozialer oder beru f­
licher Selbstverwaltung, 
Landesversicherungsanstalt, 
Versorgungsamt, 
Landesversorgungsam t Bayern, 
Oberversicherungsam t, 
G ewerbeaufsichtsam t

können allgemein oder fü r den Einzelfall vom L an­
desjustizprüfungsam t, fü r  die G ruppen 2 bis 4 im 
Einvernehm en m it dem  Staatsm inisterium  des 
Innern, zur Ableistung des Pflichtw ahlpraktikum s 
zugelassen werden, wenn
a) ein geeigneter Arbeitsplatz,
b) ein geeigneter Betreuer,
c) ein geeigneter Ausbildungsplan vorhanden sind 

und
d) eine sachgerechte Ausbildung gew ährleistet ist. 
Das Landesjustizprüfungsam t bestim m t gleichzei­
tig m it der Zulassung, welcher G ruppe die Stelle 
zuzuordnen ist.

(5) Das Pflichtw ahlpraktikum  soll nicht bei einer 
Stelle derselben A rt abgeleistet werden, bei der der 
R echtspraktikant schon eine Pflichtausbildung e r ­
halten hat.

N eunter Abschnitt
Die Schlußprüfung; Integrativstudium  II 

§ 113
Zweck und Bedeutung der Prüfung

(1) Die Schlußprüfung, die der zweiten ju ris ti­
schen S taatsprüfung entspricht, ist Abschlußprü­
fung und A nstellungsprüfung im Sinne des Baye­
rischen Beamtengesetzes.

(2) Die Schlußprüfung hat W ettbew erbscharak­
ter (Art. 94 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung des F rei­
staates Bayern) und soll feststellen, ob der P ra k ti­
kan t das Ziel der Ausbildung (§ 66) erreicht h a t und 
ihm  deshalb nach seinen Kenntnissen, seinem 
praktischen Geschick und dem Gesamtbild seiner 
Persönlichkeit die Befähigung zum Richteram t 
(§ 5 Abs. 1 Deutsches Richtergesetz) und zum höhe­
ren V erwaltungsdienst zuzusprechen ist.

§ 114
Zeitpunkt der Schlußprüfung

(1) Die Schlußprüfung ist nach Abschluß des In- 
tegrativstudium s II abzulegen.
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(2) D er T erm in  w ird  vom  L and esju s tizp rü fu n g s­
a m t festgelegt, u n d  zw ar in der Regel so, daß 
S ch lu ß p rü fu n g  u n d  zw eite  ju ristische  S ta a tsp rü ­
fu n g  (§ 43) zu r selben  Z eit sta ttfinden .

§ 115
F orm  d e r  P rü fu n g

D ie S ch lußprü fung  b es teh t aus einem  sch rift­
lichen u n d  m ündlichen  Teil, sow eit d e r B ew erber 
n ich t vom  m ündlichen  T eil ausgeschlossen ist.

§ 116
P rü fungsgeb ie te

(1) D ie S ch lußp rü fung  e rs treck t sich au f die 
P flich tfächer un d  die F ächer d e r vom  B ew erber zu 
bestim m enden  W ahlfachgruppe m it ih ren  gesell­
schaftlichen , w irtschaftlichen  und  politischen B ezü­
gen. Im  R ahm en  von R echtsgebieten , die zum  
P flich tsto ff gehören, können  auch F ragen  aus a n ­
d e ren  G ebieten  g ep rü ft w erden , sow eit sie in  der 
P ra x is  typ ischerw eise  in  diesem  Z usam m enhang  
a u ftre te n . D ie P rü fu n g  k an n  sich auch au f andere  
R ech tsgeb ie te  ers trecken , sow eit lediglich V er­
s tä n d n is  und  A rbeitsm ethode fes tgeste llt w erden  
sollen , E inzelw issen n ich t vo rausgesetz t w ird  und  
d ie  A ufgabe m it den  zu r V erfügung  gestellten  
H ilfsm itte ln  in der B earbeitungszeit zu bew ältigen 
ist.

(2) P flich tfächer sind  die P rü fu n g sfäch er der Z w i­
sch enp rü fung  (§ 95) u n te r  B erücksichtigung d e r in 
d e r  w e ite ren  A usbildung  ang estreb ten  E rgänzung 
un d  V ertiefung.

(3) W ahlfachgruppen  sind :
1. Ju s tiz

Z usä tz licher P rü fu n g ss to ff sind:
a) Z iv ilrech t einschließlich V erfah rensrech t 

v e rtie f t,
b) F re iw illige  G erich tsb a rk e it in F am ilien -, 

N ach laß - und  G rundbuchsachen  v e rtie ft 
u n d  e rw eite rt,

c) G rundzüge des W irtscha ftsstrafrech ts,
d) S tra fv e rfa h re n sre c h t und  G ru n d frag en  des 

S trafvo llzugs v e rtie f t und  e rw eitert,
e) Ju g en d s tra frech t;

2. V erw altu n g
Z usätz licher P rü fu n g ss to ff sind:
a) S ta a ts -  und  V erfassungsrech t (ohne S ta a ts ­

k irchenrech t) v e rtie f t un d  e rw eite rt,
b) V erw altungsrech t und  V erfah rensrech t m it 

den  in  § 95 Abs. 4 N r. 8 Buchst, c, f und  g ge­
n a n n te n  S ch w erpunk ten  v e rtie f t und  e rw e i­
te r t,
G rundzüge des W irtschaftsverw altungsrech ts , 
G ru n d frag en  des R echts des öffentlichen 
D ienstes,

c) V erw altungsw issenschaft m it den in  § 95 
Abs. 4 Nr. 8 B uchst, e g en ann ten  Schw er­
p u n k ten  v e rtie f t un d  e rw e ite rt;

3. W irtscha ft/F inanzw esen
Z usä tz licher P rü fu n g ss to ff sind:
a) G esellschaftsrech t einschließlich d e r s te u e r­

rech tlichen  Bezüge v e rtie f t  und  e rw eitert,
b) aus dem  W ertp ap ie rrech t: W echsel- und

Scheck recht,
c) G rundzüge des K onkursrech ts,
d) G rundzüge des W irtschaftsfö rderungsrech ts ,
e) E inkom m ens- un d  K örperschaftss teuerrech t 

v e rt ie f t  un d  e rw e ite rt, U m satzsteuerrech t,
f) n u r  in  der m ünd lichen  P rü fu n g :

G rundzüge des K arte llrech ts ,
G rundzüge des gew erb lichen  Rechtsschutzes, 
G rundzüge d e r o rden tlichen  B uchführung  
(GOB) und  des B ilanzrech ts;

4. A rbeits- u n d  S oz ia lrech t
Z usätzlicher P rü fu n g ss to ff  sind :
a) A rb e itsv e rtra g sre c h t v e r t ie f t  u n d  e rw e ite rt,
b) G rundzüge des B e trieb sv e rfa ssu n g s - u n d  M it­

bestim m ungsrech ts,
c) T a rifv e rtra g sre c h t v e r t ie f t  u n d  e rw e ite rt,
d) K oalitions- u n d  A rb e itsk am p frech t v e rtie f t 

und  e rw e ite rt,
e) A rbeitsgerich tliches V erfah ren ,
f) S ozia lversicherung  e insch ließ lich  d e r  B eson­

d e rh e iten  des soz ia lgerich tlichen  V erfah rens ,
g) Recht d e r  A rb e its -  u n d  B e ru fs fö rd e ru n g  

(AFG),
h) n u r  in  d e r  m ü n d lich en  P rü f u n g :

G rundzüge d e r  A rb e itsw issenschaft.

§ 117
Z u lassung

(1) D er B ew erb er h a t  an  d e r  u n m itte lb a r  au f  das 
In teg ra tiv s tu d iu m  II  fo lgenden  S ch lu ß p rü fu n g  te il­
zunehm en, es sei den n , daß  e r  d u rch  K ra n k h e it 
oder andere  w ich tige G rü n d e  d a ra n  g eh in d e rt ist.

(2) S p ä tes ten s zum  E nde  des P flic h tw a h lp ra k ti­
kum s schlägt d e r  P rä s id e n t des O b erlandesgerich ts  
den  R ech tsp rak tik an ten  u n te r  B eifügung  d e r  P e r ­
sonalak ten  dem  V orsitzenden  des P rü fu n g sa u s ­
schusses fü r  d ie  S ch lu ß p rü fu n g  vor.

(3) Bis zum  E nde des P flich tw ah lp rak tik u m s h a t 
d e r R ech tsp ra k tik a n t zu e rk lä re n , w elche W ah l­
fachgruppe e r  w ä h lt; d iese  E rk lä ru n g  is t u n w id e r­
ruflich. U n te rlä ß t e r  e in e  solche E rk lä ru n g , so g ilt 
d ie W ahlfachgruppe a ls gew äh lt, in  d e ren  B ereich 
e r sein S pez ia ls tu d iu m  a b g e le is te t h a t.

(4) V orausse tzung  fü r  d ie  Z u lassu n g  ist, daß  d e r 
B ew erber das P flic h tp ra k tik u m  I I I  un d  das P flich t­
w a h lp rak tik u m  m it E rfo lg  ab g e le is te t un d  sich zu r 
T eilnahm e am  In te g ra tiv s tu d iu m  II g em eldet h a t; 
h ier h a t e r ein  C olloqu ium  ü b e r  a k tu e lle  R ech ts­
problem e un d  R ech tskom plexe  u n d  e in en  W ieder- 
ho lungs- und  V e rtie fu n g sk u rs  zu besuchen.

(5) F ü r die Z u lassung  zu r P rü fu n g  ge lten  d ie  V or­
sch riften  des § 16 Abs. 1 N rn . 2 u n d  3 und  Abs. 2 
en tsprechend.

§ 118
S ch riftliche  P rü fu n g

(1) In  der sch riftlichen  P rü fu n g  h a t  d e r  P rü fu n g s ­
te ilnehm er an  e lf T agen  je  e ine  sch riftliche  A rb e it 
u n te r A ufsich t zu fe rtig en . D ie A rb e itsze it b e trä g t 
fü n f S tunden .

(2) Die A ufgaben  so llen  v o r a llem  p rak tisch e  
F älle  aus dem  R ech tsleben  zum  In h a l t  haben . Sie 
können, in sb eso n d ere  bei den  W ahlfachg ruppen , 
auch theore tische  T h em en  zum  G eg en stan d  haben .

(3) D er P rü fu n g s te iln e h m e r h a t  zu b e a rb e ite n :
1. v ie r A ufgaben  m it dem  S c h w erp u n k t aus dem  

Z ivilrech t e insch ließ lich  H a n d e ls -  u n d  G esell­
schaftsrecht, A rb e its rech t u n d  V erfah ren srech t,

2. eine A ufgabe m it d em  S ch w erp u n k t aus dem  
S tra frech t e insch ließ lich  V erfah ren srech t,

3. d re i A ufgaben  m it d em  S ch w erp u n k t au s dem  
S taa ts-  und  V e rw a ltu n g s rech t e insch ließ lich  V e r­
fah rensrech t,

4. d re i A ufgaben  m it dem  S ch w erp u n k t au s d e r 
vom  P rü fu n g s te iln e h m e r g ew äh lte n  W ahlfach­
gruppe.
(4) Die P rü fu n g s te iln e h m e r d ü rfe n  n u r  d ie  vom  

P rü fungsausschuß  zuge lassenen  H ilfsm itte l b e n u t­
zen. Sie hab en  d ie  H ilfsm itte l se lb s t zu  beschaffen .

(5) Die P rü fu n g sa u fg a b e n  w e rd en  e in h e itlich  ge­
stellt, sie sind  an  a llen  P rü fu n g so r te n  zu r se lben  
Zeit zu b earb e iten . S ie k ö n n en  d iese lb en  sein  w ie 
d ie in  e iner g leichzeitig  s ta ttf in d e n d e n  zw eiten
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juristischen S taatsprüfung . In  diesem Fall sind die 
jew eiligen A ufgaben zur selben Zeit zu bearbeiten.

§ 119
V erw eisung auf andere Vorschriften

(1) Die V orschriften des § 49 (Rücktritt und Ver­
säum nis; V erhinderung; M ängel im Prüfungsver- 
fah ren ; U nterschleif und  Beeinflussungsversuch) 
gelten entsprechend m it folgender Maßgabe:
1. A nstelle N um m er 2 Sätze 4 und  5 gilt folgendes: 

H at er eine oder m ehrere  A ufgaben in der 2. H älf­
te  des schriftlichen Teils (Aufgaben 7 bis 11) 
n icht bearbeite t, so b leiben die in der 2. Hälfte 
gefertig ten  A rbeiten  unberücksichtigt. Er hat 
fü r  die A ufgaben 7 bis 11 entsprechende Ersatz­
arbe iten  nachzufertigen;

2. in  den Fällen des § 49 in V erbindung mit § 18 
Abs. 4 bestim m t der Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses, welche zusätzliche Ausbildung der 
B ew erber bis zu r erneu ten  Zulassung zur Schluß­
prü fung  abzuleisten hat. Von dieser Ausbildung 
kann  e r  den B ew erber auf A ntrag  aus wichtigem 
G rund ganz oder teilw eise befreien.
(2) Die V orschriften des § 52 (Bewertung der P rü ­

fungsarbeiten ; P rüfungsnoten ; Ausschluß von der 
m ündlichen P rüfung) gelten entsprechend.

§ 120
Die m ündliche P rüfung

(1) Die m ündliche P rü fung  w ird  in der Regel in 
M ünchen von der Prüfungskom m ission abgenom­
men.

(2) Die P rüfungskom m ission besteht aus vier 
P rü fern , von denen einer den Vorsitz führt, und 
zw ar in der Regel aus
1. einem  H ochschullehrer oder einer sonstigen aka­

dem ischen L ehrperson an den Landesuniversi­
täten ,

2. drei P rü fern  fü r den Bereich der Justiz und der 
V erw altung.

Je d er Kommission m uß m indestens je ein Prüfer 
fü r  den Bereich der Justiz  und der Verwaltung an­
gehören.

(3) Je  ein P rü fe r  m uß Zivilrecht, Strafrecht, das 
allgem eine öffentliche Recht und die W ahlfachgrup­
pe vertreten .

(4) Die M itglieder der Prüfungskom m ission m üs­
sen w ährend  d er m ündlichen P rüfung  ständig an ­
w esend sein.

(5) F ü r jeden P rüfungste ilnehm er ist eine Ge­
sam tprü fungsdauer von etw a 50 M inuten vorzu­
sehen. M ehr als fünf P rüfungsteilnehm er dürfen 
nicht gem einsam  geprü ft werden.

(6) Die m ündliche P rü fung  erstreckt sich auf die 
Prüfungsgebiete (§ 116).

§ 121
B ew ertung der m ündlichen Prüfung

(1) In der m ündlichen P rü fung  sind vier Einzel­
noten u n te r V erw endung der N otenstufen des § 23 
zu erteilen, und zw ar je  eine Note für folgende Ge­
biete :
1. Z ivilrecht einschließlich H andels- und Gesell­

schaftsrecht, A rbeitsrecht und  Verfahrensrecht,
2. S trafrech t einschließlich V erfahrensrecht,
3. S taa ts- und  V erw altungsrecht einschließlich Ver­

fahrensrecht,
4. die vom P rüfungste ilnehm er gew ählte Wahlfach­

gruppe.
(2) Die V orschriften des § 54 Abs. 2 und 3 gelten 

entsprechend.
§ 122

Prüfungsgesam tnote und Schlußnote 
(1) Nach der m ündlichen P rü fung  stellt die P rü ­

fungskom m ission die au f zwei Dezimalstellen zu

errechnende Prüfungsgesam tnote fest. Sie errech­
net sich aus der Summe der vierfachen Gesamtnote 
der schriftlichen Prüfung und der G esam tnote der 
mündlichen Prüfung, geteilt durch fünf. Bei der 
Bildung der Prüfungsgesam tnote erhalten  die P rü ­
fungsteilnehm er die sich aus § 27 Abs. 2 ergeben­
den Noten.

(2) Anschließend setzt die Prüfungskom m ission 
die Schlußnote fest. Sie errechnet sich aus der 
Summe der dreifachen Prüflingsgesam tnote der 
Schlußprüfung und der Prüfungsgesam tnote der 
Zwischenprüfung geteilt durch vier.

(3) Der Vorsitzende der Prüfungskom m ission gibt 
die Einzelnoten und G esam tnote der mündlichen 
Prüfung sowie die Prüfungsgesam tnote der Schluß­
prüfung und die Schlußnote und deren Zahlenw ert 
am Schluß der mündlichen P rüfung  bekannt. Damit 
ist die P rüfung abgelegt.

(4) Die Prüfung ist nicht bestanden, w enn die 
Prüfungsgesam tnote (Absatz 1) schlechter ist als 
ausreichend (5,50).

§123
Prüfungszeugnis

(1) Wer die Prüfung bestanden hat, e rh ä lt ein 
Zeugnis, aus dem die Schlußnote nach der Noten­
stufe ersichtlich ist. P rüfungsteilnehm ern, die die 
Prüfung m it der Notenstufe ausreichend bestanden 
haben, w ird das Zeugnis dahin erteilt, daß sie die 
Prüfung bestanden haben. P rüfungsteilnehm er, 
die die Prüfung nicht bestanden haben, erhalten 
darüber einen schriftlichen Bescheid.

(2) W er die Prüfung bestanden hat, ist berechtigt, 
die Bezeichnung „Assessor“ zu führen.

§ 124
Festsetzung der P latznum m ern

(1) F ür jeden Prüfungsteilnehm er, der die P rü ­
fung bestanden hat, ist auf G rund seiner Schluß­
note eine P latznum m er festzusetzen. Bei gleicher 
Schlußnote erhält der Prüfungsteilnehm er m it der 
besseren Prüfungsgesam tnote der Schlußprüfung 
die niedrigere Platznum m er. Bei gleicher Schluß­
note und Prüfungsgesam tnote der Schlußprüfung 
w ird die gleiche P latznum m er erteilt. In  diesem 
Fall e rhä lt der nächstfolgende Teilnehm er die 
Platznum m er, die sich ergibt, wenn die m ehreren 
gleichen Platznum m ern fortlaufend w eitergezählt 
werden.

(2) Der P rüfungsteilnehm er erhält eine Beschei­
nigung über die Platznum m er, sowie einen Auszug 
aus der Niederschrift über die mündliche Prüfung, 
aus dem sich die Einzelnoten und die Gesam tnote 
der mündlichen Prüfung und die Prüfungsgesam t­
note der Schluß- und Zwischenprüfung ergeben.

(3) In der Bescheinigung über die erte ilte  P latz­
num m er ist anzugeben, wie viele P rüfungsteilneh­
mer sich der Prüfung unterzogen und w ie viele die 
Prüfung bestanden haben. W ird die gleiche P latz­
num m er an m ehrere P rüfungsteilnehm er erteilt, so 
ist auch deren Zahl anzugeben.

§ 125
W iederholung der Prüfung

Die Vorschriften der §§ 59 (W iederholung der 
Prüfung) und 60 (W iederholung der P rüfung  zur 
Notenverbesserung) gelten entsprechend.

§126
Ergänzende Ausbildung

(1) Ein Prüfungsteilnehm er, der die zum ersten 
Mal nicht bestandene Schlußprüfung w iederholen 
will, hat eine ergänzende Ausbildung von sechs 
M onaten abzuleisten.

(2) Der A ntrag ist binnen einem M onat nach der 
M itteilung, daß die Schlußprüfung nicht bestanden
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ist, beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu 
stellen, der bestimmt, welche Ausbildungsabschnit­
te ganz oder zum Teil zu w iederholen sind. Von die­
ser Ausbildung kann der Vorsitzende des P rüfungs­
ausschusses auf A ntrag aus wichtigen G ründen 
ganz oder teilweise befreien.

(3) Ein Prüfungsteilnehm er, der die Prüfung auch 
bei W iederholung nicht bestanden hat, w ird zu 
einer ergänzenden A usbildung nicht m ehr zugelas­
sen, auch wenn ihm  eine Ausnahm ebewilligung zur 
zweiten W iederholung der Prüfung erteilt worden 
ist.

Zehnter Abschnitt 
Besondere Bestimmungen 

§ 127
Prüfungsvergünstigungen

Die Vorschriften des § 62 gelten entsprechend.
§ 128

Anrechnung einer A usbildung fü r den gehobenen 
Dienst

(1) Eine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung 
fü r den gehobenen Justizdienst oder den gehobe­
nen nichttechnischen V erw altungsdienst kann auf 
A ntrag  angerechnet w erden:
1 . bis zu zwölf M onate auf die Studienabschnitte,
2. bis zu sechs Monate auf die Pflichtpraktika und

das Pflichtwahlpraktikum .
(2) Uber den A ntrag entscheidet im Fall des A b­

satzes 1 Nr. 1 das Landesjustizprüfungsam t. Mit 
der Anrechnung ist zu bestimmen, an welchen Ver­
anstaltungen der A ntragsteller nicht m ehr teilzu­
nehm en braucht und ob die Ferienpraxis ganz oder 
teilweise erlassen wird.

(3) Im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 entscheidet der 
zuständige Präsident des Oberlandesgerichts im

Einvernehm en m it dem R egierungspräsidenten. 
Mit der Anrechnung ist zu bestim m en, welche P ra k ­
tika ganz oder zum Teil w egfallen oder gekürzt 
werden.

10. Vor § 129 w ird folgende Ü berschrift eingefügt: 

„S iebenter Teil
Ü bergangs- und Schlußbestim m ungen“

§2
Das Bayerische S taatsm in isterium  der Justiz w ird 

ermächtigt, die A usbildungs- und Prüfungsordnung 
für Juristen  (JAPO) neu bekanntzum achen und Un­
stimmigkeiten des W ortlauts zu beseitigen.

§3
Diese Verordnung tr i t t  am  1. Ju n i 1973 in K raft. 

München, den 18. A pril 1973

Bayerisches S taa tsm in iste rium  der Justiz 
Dr. Held, S taa tsm in iste r 

Bayerisches S taatsm in isterium  des Innern  
Dr. Merk, S taa tsm in iste r

Bayerisches S taatsm in isterium  fü r U nterricht 
und  K ultus

Prof. H ans M aier, S taa tsm in iste r 
Bayerisches S taa tsm in iste rium  der Finanzen 

Dr. H uber, S taatsm in ister
Bayerisches S taatsm in isterium  fü r W irtschaft 

und  V erkehr 
Jaum ann , S taa tsm in iste r

Bayerisches S taa tsm in iste rium  fü r A rbeit 
und  Sozialordnung 

Dr. P irk l, S taa tsm in iste r
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V e r o r d n u n g
ü b er  d ie  O r g a n isa tio n  d er  b ayerisch en  

E ic h v e r w a ltu n g  

Vom 24. A pril 1973

§2
Dem Bayerischen L andesam t für M aß und  Gewicht 

sind die in  der Anlage aufgeführten  Eichäm ter und 
Außenstellen der Eichäm ter (Nebeneichämter) nach­
geordnet.

A uf G rund des § 1 Abs. 2 d e r V erordnung über die 
E inrichtung der staatlichen B ehörden vom 31. März 
1954 (BayBS I S. 37) e rläß t das Bayerische Staatsm ini­
ste rium  fü r W irtschaft und  V erkehr folgende Ver­
ordnung:

§ 1

§3
Diese V erordnung tr i t t  am  1. M ai 1973 in  K raft. 

Gleichzeitig tr i t t  die V erordnung üb er die O rgani­
sation der bayerischen E ichverw altung vom  9. August 
1957 (GVB1 S. 177), zuletzt geändert durch V erord­
nung vom 31. August 1971 (GVB1 S. 361), außer K raft.

Das Bayerische L andesam t fü r  Maß und Gewicht 
in  M ünchen ist E ichaufsichtsbehörde fü r Bayern. Es 
is t dem  S taatsm in isterium  fü r  W irtschaft und Ver­
keh r u nm itte lbar nachgeordnet.

München, den 24. A pril 1973
B ayerisches Staatsm inisterium  

für W irtschaft und Verkehr
J a u  m  a n n , S taatsm in ister

Anlage

V e r z e i c h n i s
der Eichämter, der A ußenstellen  der Eichämter (Nebeneichämter) und der Stem pelnum m ern

Lfd. Nr. Eichamtssitz
Stempelnummer

Außenstellen
(Nebeneichämter)

Zugehörige Kreisfreie Städte (S) 
Landkreise (L)

1 Aschaffenburg 
23 — 23

Lohr a. Main Aschaffenburg (S) 
Aschaffenburg (L) 
Miltenberg (L) 
Main-Spessart (L)

2 Augsburg 
23 — 24

Dillingen a. d. Donau Augsburg (S) 
Aichach-Friedberg (L) 
Augsburg (L)
Dillingen a. d. Donau (L) 
Günzburg (L)
Neu-Ulm (L)
Landsberg a. Lech (L)

3 Bamberg 
23 — 16

Coburg Bamberg (S) 
Coburg (S) 
Bamberg (L) 
Coburg (L) 
Forchheim (L) 
Lichtenfels(L) 
Haßberge (L)

4 Bayreuth 
23 — 13

Bayreuth (S)
Weiden i. d. OPf. (S) 
Bayreuth (L)
Neustadt a. d. Waldnaab (L) 
Kronach (L)
Kulmbach (L)

5 Hof
23— 14

Selb Hof (S)
Hof (L)
Wunsiedel i. Fichtelgebirge (L) 
Tirschenreuth (L)

6 Ingolstadt 
23 — 5

Weißenburg
Abensberg
Nördlingen

Ingolstadt (S)
Eichstätt (L)
Kehlheim (L)
Donau-Ries (L) 
Neuburg-Schrobenhausen (L) 
Pfaffenhofen a. d. Ilm (L) 
Weißenburg-Gunzenhausen (L)

7 Kempten 
23 — 27

Kaufbeuren 
Lindau (Bodensee)

Kaufbeuren (S) 
Kempten (Allgäu) (S) 
Memmingen (S) 
Lindau (Bodensee) (L) 
Ostallgäu (L) 
Unterallgäu (L) 
Oberallgäu (L)
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Lfd. Nr. Eichamtssitz Außenstellen Zugehörige K reisfreie S tädte (S)
Stem pelnum m er (Nebeneichämter) L andkreise (L)

8 L andshut 
23 — 7

L andshut (S)
E rding (L)
Freising  (L)
L andshut (L) 
D ingolfing-Landau (L)

9 München 
23 — 1

M ünchen (S)
B ad Tölz-W olfratshausen (L) 
Dachau (L)
E bersberg  (L) 
Fürstenfeldbruck (L) 
G arm isch-Partenkirchen (L) 
Miesbach (L)
M ünchen (L)
S tarnberg  (L) 
W eilheim -Schongau (L)

10 N ürnberg 
23 — 12

A nsbach (S)
E rlangen  (S)
F ü rth  (S)
N ürnberg  (S) 
Schwabach (S)
Ansbach (L) 
E rlangen-H öchstadt (L) 
F ü rth  (L)
N ürnberger Land (L) 
N eum ark t i. d. OPf. (L) 
Roth (L)

11 Passau 
23 — 8

Straubing Passau (S)
S traubing (S) 
D eggendorf (L) 
F reyung-G rafenau  (L) 
Passau (L)
Regen (L)
R ottal-Inn  (L) 
S traubing-B ogen (L)

12 Regensburg 
23 — 6

Amberg Amberg (S) 
Regensburg (S) 
A m berg-Sulzbach (L) 
Cham (L)
R egensburg (L) 
Schw andorf (L)

13 T raunstein 
23 — 3

Altötting Rosenheim  (S)
A ltötting (L)
B erchtesgadener Land (L) 
M ühldorf a. Inn  (L) 
Rosenheim (L)
T raunstein  (L)

14 W ürzburg 
23 — 19

Schweinfurt Schw einfurt (S)
W ürzburg (S)
Bad K issingen (L) 
R hön-G rabfeld (L)
K itzingen (L)
N eustadt a. d. Aisch-Bad W inds­

heim  (L)
Schw einfurt (L)
W ürzburg (L)

Verordnung
zur Änderung der Verordnung zur 

Ausführung des Gesetzes über die Zulassung 
zu den bayerischen Hochschulen und des 

Bayerischen Fachhochschulgesetzes
Vom 30. April 1973

Auf Grund von Art 2 Abs. 2, Art. 3 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 und Art. 4 des Gesetzes über die 
Zulassung zu den bayerischen Hochschulen vom 
8. Juli 1970 (GVB1 S. 273) sowie des Art. 35 des Baye­
rischen Fachhochschulgesetzes vom 27. Oktober 1970

(GVB1 S. 481), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Dezember 1971 (GVB1 S. 473), erläßt das Bayeri­
sche Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
folgende Verordnung:

§ 1
Die Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über 

die Zulassung zu den bayerischen Hochschulen und 
des Bayerischen Fachhochschulgesetzes vom 23. Au­
gust 1972 (GVB1 S. 404) wird wie folgt geändert:
1. § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die nächstgelegene Fachhochschule nach Ab­
satz 1 bestimmt sich nach dem Wohnsitz des
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S tu d ien b ew erb e rs  in  d en  e inze lnen  R eg ierungs­
bez irk en  u n te r  B erü cksich tigung  d e r an  den  einzel­
n en  Fachhochschu len  v e r tre te n e n  Fachrich tungen  
gem äß fo lg en d e r Ü b e rs ic h t:

W ohnsitz  i. 
d. R egie­
ru n g sb e ­
z irken

nächstge legene
Fachhochschu len

Fach­
rich tungen :

O ber- Fachhochschule Sozialw esen
b ay e rn : M ünchen W irtschaft

F achhochschule  R osenheim W irtschaft
F achhochschule Sozialw esen
W e ih e n step h an W irtschaft
(A bt. L an d sh u t/S ch ö n b ru n n )

Schw aben: Fachhochschule Sozialw esen
M ünchen W irtschaft
F achhochschule Sozialw esen
N ü rn b e rg W irtschaft
F achhochschule  R osenheim W irtschaft

N ieder- Fachhochschule Sozialw esen
b ay e rn : R eg en sb u rg W irtschaft

F achhochschule Sozialw esen
M ünchen W irtschaft
F achhochschule Sozialw esen
W eih e n step h an W irtschaft
(A bt. L an d sh u t/S ch ö n b ru n n )

O berp fa lz : F achhochschule Sozialw esen
R eg en sb u rg W irtschaft
G esam thochschu le  B am berg  Sozialw esen
F achhochschule Sozialw esen
N ü rn b e rg W irtschaft

M itte l- Fachhochschule Sozialw esen
fran k en : N ü rn b e rg W irtschaft

G esam thochschu le  B am berg  Sozialw esen
Fachhochschule Sozialw esen
C oburg W irtschaft

O ber- F achhochschule Sozialw esen
fran k en : N ü rn b e rg W irtschaft

G esam thochschu le  B am berg  Sozialw esen
F achhochschule Sozialw esen
C oburg W irtschaft

U n te r- Fachhochschule Sozialw esen
fra n k e n : W ü rzb u rg /S ch w e in fu rt W irtschaft

F achhochschule Sozialw esen
N ü rn b e rg W irtschaft
G esam thochschu le  B am berg  Sozialw esen
F achhochschule Sozialw esen
C oburg W irtschaft

säm tliche S tiftungsfachhochschu le Sozialw esen
R eg ierungs-M ünchen
bez irke : S tiftu n g sfach h o ch sch u le Sozialw esen

N ü rn b e rg
F achhochschule  M ünchen In fo rm a tik “

2. § 11 A bs. 2 e rh ä l t  fo lgende  F assu n g :
„(2) D ie B ew erb u n g en  m ü ssen  be i d e r Fachhoch­

schule e in g e re ich t w erd en , a n  d e r  d e r  B ew erber an 
e rs te r  S te lle  zu g e la ssen  w e rd e n  w ill.“

§2
D iese V e ro rd n u n g  t r i t t  m it W irk u n g  vom  l.M a i 1973 

in  K ra ft.
M ünchen, den  30. A p ril 1973

B ayerisches Staatsm inisterium  
für U nterricht und Kultus

P ro f. H an s  M a i e r ,  S taa tsm in iste r
D iese V ero rd n u n g  w u rd e  b e re its  im  B a yerischen  S taa ts­

an ze ig er N r. 19 vom  11. M ai 1973 b ek an n tg em aeh t.

Verordnung
zur Änderung der Bekanntm achung 

zum Vollzug des H undeabgabengesetzes 
Vom 30. April 1973

A uf G ru n d  des A rt. 12 Abs. I I I  S a tz  2 des H unde­
abgabengesetzes vom  5. M ärz 1937 (B ayB S I S. 560) 
e rlä ß t das B ayerische S ta a tsm in is te r iu m  des In n e rn  
folgende V ero rdnung :

§ 1
Die B ekann tm achung  zum  V ollzug des H unde­

abgabengesetzes vom  5. M ärz 1937 (B ayB S I S. 562) 
w ird  w ie fo lg t g eän d ert:
§ 12 Abs. I I  Nr. 4 e rh ä lt fo lgende F assu n g :

„4. N eben d e r Q u ittu n g  w ird  u n te r  E inziehung 
des b isherigen  H undezeichens e in  H undezeichen 
e rte ilt, das nach  den nach steh en d  abgeb ildeten  
M uste rn  h e rg es te llt w ird :

H u n d e z e i c h e n
in  k re isfre ien  S täd ten : in  L an d k re isen :

D as H undezeichen w ird  aus A lu m in iu m  (E loxal- 
Q u alitä t, S tä rk e  1 mm) g e fe r tig t, e lo x ie rt und  
b e iderse itig  e ingefärb t. B eg in n en d  m it dem  
R ech n u n g sjah r 1974 w ird  landese in h e itlich  die 
F a rb e  Schw arz verw endet.
D as H undezeichen is t m it fo lg en d er B eschrif­
tu n g  zu v e rse h e n :
1. Zeile: L au fende  N u m m er in n e rh a lb  jed e r 
k re is fre ien  S tad t oder jed es L andk re ises .
2. Zeile und  — sow eit e rfo rd e rlich  —
3. un d  4. Zeile: N am e d e r  k re is fre ie n  S ta d t oder 
des L andkreises, zu dessen B ere ich  d ie  abgaben ­
berech tig te  k re isangehö rige  G em einde gehört.

D ie fo rtlau fen d e  N um m er in  d e r  e rs ten  Zeile 
is t in  einem  b lan k en  N u m m ern fe ld  sau b er und  
g u t leserlich  e inzustem peln . D ie B esch riftung  in  
d e r  zw eiten, d r i tte n  u n d  v ie r te n  Zeile is t a lu ­
m in ium farb ig .

D as H undezeichen is t m it e in e r  a lu m in iu m - 
fa rb en en  ca. 1 m m  s ta rk en  R an d lin ie  um geben. 
D as Loch zu r B efestigung  des H undezeichens 
(§ 5 Abs. I  d e r  O berpolizeilichen  V orschrift zu r 
S icherung  u n d  Ü berw achung  d e r  H undeabgabe 
vom  5. M ärz 1937 — B ayB S I S. 561) is t m it e iner 
vern icke lten  E isenöse — Innen d u rch m esser 
5 m m  — v e rs tä rk t .“

§ 2
D iese V ero rdnung  t r i t t  am  1. J a n u a r  1974 in  K raft. 

M ünchen, den  30. A pril 1973
Bayerisches Staatsm inisterium  des Innern 

D r. M e r k ,  S ta a tsm in is te r

Verordnung
über die Beleihungsgrundsätze 

für Sparkassen  
Vom 10. Mai 1973

A uf G rund  des A rt. 20 des G esetzes ü b e r die ö ffen t­
lichen S p ark assen  in  d e r  F assung  d e r  B ek an n t­
m achung vom  1. O k tober 1956 (B ayB S I S. 574), zu-
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le tzt geändert durch Gesetz vom 27. Jun i 1972 (GVB1 
S. 210), e rläß t das Bayerische S taatsm inisterium  des 
Innern  folgende V erordnung:

I. R ealkred it (§ 8 Sparkassenordnung)

§ 1
Wesen des Realkredits

Die R ückzahlung und  Verzinsung von Realkrediten 
muß jederze it unabhängig  von der Person des K re­
d itnehm ers aus dem  durch G rundpfandrecht belaste­
ten Beleihungsgegenstand gew ährleistet sein.

§ 2
Beleihungsgegenstand 

B eleihbar sind:
1. G rundstücke,
2. E rbbaurechte,
3. W ohnungseigentum  und Teileigentum,
4. W ohnungserbbaurechte und Teilerbbaurechte 

einschließlich der Gegenstände, auf die sich die 
grundpfandrechtliche Haftung erstreckt (Belei­
hungsgegenstand).

§3
Beleihungswert

(1) Die Höhe der Beleihung richtet sich nach dem 
Wert, der dem  Beleihungsgegenstand von der S par­
kasse u n te r  Berücksichtigung aller fü r die Bewertung 
m aßgebenden U m stände beigemessen w ird (Belei­
hungsw ert).

(2) Als H ilfsw erte fü r die Festsetzung des Belei­
hungsw ertes dienen
1. der E rtragsw ert,
2. der B auw ert,
3. der B odenw ert und
4. der V erkehrsw ert.

(3) Bei der E rm ittlung  des E rtragsw ertes ist der 
E rtrag  zugrunde zu legen, den der Beleihungsgegen­
stand bei ordnungsgem äßer W irtschaft jedem  Be­
sitzer voraussichtlich für die D auer der Beleihung 
gew ähren kann.

(4) Bei der E rm ittlung  des Bauw ertes ist von den 
angem essenen H erstellungskosten auszugehen. A uf­
wendungen, die den V erkehrsw ert nicht erhöhen, 
dürfen  nicht, W ertm inderungen müssen berücksich­
tig t w erden. A ußerdem  ist ein angem essener Risiko­
abschlag vorzunehm en, dessen Höhe sich im Einzel­
fall nach d e r  voraussichtlichen V erw ertbarkeit des 
B eleihungsgegenstandes richtet.

(5) Bei der E rm ittlung  des Bodenwertes ist von 
den P reisen  auszugehen, die für G rundstücke gleicher 
A rt und Lage au f die D auer voraussichtlich zu e r­
zielen sind.

(6) Bei der E rm ittlung  des V erkehrsw ertes ist von 
dem  P reis auszugehen, der in dem Zeitpunkt, auf den 
sich die E rm ittlung  bezieht, im gewöhnlichen Ge­
schäftsverkehr nach den Eigenschaften, der sonstigen 
Beschaffenheit und d er Lage des Grundstücks ohne 
Rücksicht au f ungewöhnliche oder persönliche Ver­
hältn isse zu erzielen w äre.

§4
Schätzung

(1) Vor Festsetzung des Beleihungswertes ist jeder 
Beleihungsgegenstand un ter Berücksichtigung der 
H ilfsw erte (§ 3 Abs. 2 bis 6) zu schätzen. Die für die 
Schätzung m aßgebenden Umstände sind aktenkundig 
zu machen.

(2) Schätzen können
1. der S parkassen  Vorstand,
2. einzelne V orstandsm itglieder oder sonstige S par­

kassenbedienstete (§ 25 Abs. 3 SpkO),

3. andere Sparkassen, G irozentralen, B ausparkassen
oder G rundkred itanstalten ,

4. G utachterausschüsse (§ 137 BBauG),
5. Sachverständige.

§ 5
Festsetzung des Beleihungsw ertes

(1) Der B eleihungsw ert w ird  durch die Sparkasse 
in eigener V erantw ortung förm lich festgesetzt. Dabei 
ist in der Regel vom E rtragsw ert auszugehen. F ür 
Beleihungsgegenstände, die den V oraussetzungen 
des steuerbegünstigten W ohnungsbaus entsprechen, 
kann vom B au- und B odenw ert ausgegangen w er­
den.

(2) Der festgesetzte B eleihungsw ert darf den V er­
kehrsw ert nicht übersteigen.

§ 6
Beleihungsgrenze, D arlehenshöchstbetrag

(1) Die Beleihung m uß sich u n te r  Berücksichtigung 
etwaiger im Rang vorgehender Rechte innerhalb  der 
ersten drei Fünftel des B eleihungsw ertes halten  (Be­
leihungsgrenze). Die B eleihungsgrenze d arf üb er­
schritten werden, sow eit fü r  den übersteigenden Be­
trag des D arlehens eine leistungsfähige juristische 
Person des öffentlichen Rechts die G ew ährleistung 
übernim m t; die G ew ährleistung d arf nicht davon ab ­
hängig sein, daß die S parkasse bei einer Zw angsver­
steigerung m itbietet.

(2) Im Rahm en der B eleihungsgrenze darf die Be­
leihung eines gew erblich genutzten  Beleihungs­
gegenstandes den H öchstbetrag fü r  P ersonalkredite 
(§11 SpkO) nicht übersteigen. Ist der Beleihungs­
gegenstand nicht ausschließlich gew erblich genutzt, 
so bezieht sich diese B eschränkung n u r au f den­
jenigen Teil der Beleihung, der dem  gewerblich ge­
nutzten Teil des B eleihungsgegenstandes entspricht; 
maßgebend fü r die A ufteilung ist das V erhältn is der 
Jahresroherträge.

§7
R angstelle

Die Sparkasse soll D arlehen in der Regel zur ersten 
Rangstelle geben.

§ 8
Tilgung

(1) Die D arlehen w erden als T ilgungsdarlehen (mit 
gleichbleibender A nnuität) oder als A bzahlungsdar­
lehen (mit vereinbartem  K apitalabzahlungsbetrag) 
gewährt. In besonderen Fällen  sind auch Festdarlehen 
zulässig.

(2) Die Tilgung ist so festzulegen, daß sie dem  vor­
aussichtlichen A us- oder A bnutzungsgrad des B e­
leihungsgegenstandes entspricht.

II. P ersonalk red it
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 Sparkassenordnung)

§ 8
F ür Personalkredite gegen Bestellung, A btretung 

oder Verpfändung von G rundpfandrech ten  (§ 9 Abs. 1 
Nr. 1 SpkO) gelten die §§ 2 m it 5 und  § 6 Abs. 1 en t­
sprechend. Die Beleihungsgrenze (§ 6 Abs. 1 Satz 1) 
liegt bei vier F ünfteln  des Beleihungsw ertes.

III. Ä nderung der V erordnung 
über die Schiffsbeleihungsgrundsätze

§ 9
Die V erordnung über die Schiffsbeleihungsgrund­

sätze fü r Sparkassen vom  6. Dezem ber 1956 (BayBS I
S. 592), geändert durch V erordnung vom 21. Jan u ar 
1959 (GVB1 S. 55), w ird  w ie folgt geändert:
1. In der Ü berschrift vor A bschnitt A w ird „§ 28

Abs. IV“ ersetzt durch „§ 8 Abs. 1“.
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2. In  A b sch n itt B N r. I e rh ä l t  A bs. 1 Satz  1 folgende 
F assung : „Die B e le ih u n g  e ines Schiffs rich te t sich 
nach d em  B e le ih u n g sw ert, den  die Sparkasse  in 
e igene r V e ra n tw o rtu n g  fe s tse tz t.“

3. In  A b sch n itt C A bs. 2 w ird  S a tz  2 aufgehoben.
IV. S ch lußbestim m ungen  

§ 10
(1) D iese V ero rd n u n g  t r i t t  am  1. Ju n i 1973 in K raft.
(2) G leichzeitig  t r i t t  d ie  V e ro rd n u n g  ü ber die B e­

le ih u n g sg ru n d sä tze  fü r  S p a rk assen  vom  21. Ja n u a r  
1959 (GVB1 S. 55), zu le tz t g e ä n d e rt du rch  V erordnung 
vom  10. F e b ru a r  1970 (GVB1 S. 20), au ß e r K raft.
M ünchen, den  10. M ai 1973

B ayerisches Staatsm inisterium  des Innern
D r. M e r k ,  S taa tsm in is te r

Z w eite Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

zur Ausführung des Bundes-Seuchengesetzes 
Vom 21. Mai 1973

A uf G ru n d  von  § 55 A bs. 1 S atz  2 und  § 77 Abs. 1 
des B undes-S euchengese tzes vom  18. Ju li 1961 
(BGBl I S. 1012), zu le tz t g e ä n d e rt durch  G esetz vom  
24. Ju li 1972 (BGBl I S. 1284), e r lä ß t die Bayerische 
S taa ts reg ie ru n g  fo lgende V ero rdnung :

§1
Die V ero rd n u n g  zu r  A u sfü h ru n g  des B undes- 

Seuchengesetzes vom  30. J u l i  1969 (GVB1 S. 228), ge­
ä n d e rt du rch  V e ro rd n u n g  vom  23. N ovem ber 1971 
(GVB1 S. 405), w ird  w ie fo lg t g eän d e rt:
1. In  § 5 A bs. 2 H a lb sa tz  2 w erd en  vor den W orten 

„an V olks- u n d  S o n d ersch u len “ die W orte „und 
Pädagogische A ss is te n te n “ e ingefügt.

2. § 5 Abs. 3 e rh ä l t  fo lgende F assu n g :
„(3) L eh rp e rso n en  an  den  E rziehungsw issen- 

schaftlichen  F a k u ltä te n  oder Fachbereichen der 
L an d e su n iv e rs itä te n  und  d e r G esam thochschule 
B am berg , die zum  Zw ecke d e r schulpraktischen 
A usb ildung  d e r  S tu d ie re n d e n  in  Schulklassen u n ­
te rrich ten , legen  die von  ih n en  v o r A ufnahm e d ie­
ser T ä tig k e it u n d  jäh rlich  e in m al beizubringenden  
Z eugnisse  (§ 47 A bs. 1 u n d  2 des B undes-Seuchen­
gesetzes) d e r  L e itu n g  d e r H ochschule vor. L eh r­
personen  des E rz iehungsw issenschaftlichen  Fach­
bereichs d e r  K irch lichen  G esam thochschule E ich­
s tä t t  legen  sie d e r  R eg ie ru n g  von O berbayern  vor. 
S a tz  1 g ilt en tsp rech en d  fü r  die L eh rer an  den 
S ta a ts in s ti tu te n  fü r  d ie  A u sb ildung  der L eh rer an 
R ealschu len  u n d  von  F ach leh re rn  sowie an  den 
In s titu te n  zu r A u sb ild u n g  P ädagogischer A ssisten­
ten  u n d  von  F ac h le h re rn  fü r  E nglisch .“

3. § 5 Abs. 4 e rh ä l t  fo lgende F assung :
„(4) W er zu r V o rb e re itu n g  auf den B eruf des 

L eh re rs  an  e in e r ö ffen tlichen  Schule oder in einem  
S chü lerheim  tä tig  ist, leg t d ie  von  ihm  vor A uf­
nahm e se in e r T ä tig k e it u n d  jäh rlich  einm al b e i­
zub rin g en d en  Z eugn isse  (§ 47 Abs. 1 und  2 des 
B u ndes-S euchengesetzes) dem  L e ite r oder D irek ­
to r  v o r; L e h ra m tsa n w ä rte r , F ach leh re ran w ärte r 
un d  Pädagog ische  A ss is te n te n a n w ä rte r  an  V olks­
u n d  S onderschu len  legen  diese Zeugnisse jedoch 
dem  S chu lam t, L e h ra m tsa n w ä rte r  an lan d w ir t­
schaftlichen  B eru fssch u len  legen  sie der R egie­
ru n g  vor. S tu d ie ren d e  an  den  E rz iehungsw issen­
schaftlichen  F a k u ltä te n  o d e r Fachbereichen der 
L a n d e su n iv e rs itä te n  u n d  d e r  G esam thochschule 
B am berg , d ie  als S ch u lp ra k tik a n te n  im  U nterrich t 
an  Schulen  tä tig  w erd en , h a b e n  ih re  Zeugnisse der 
L e itung  d e r H ochschule vo rzu legen ; S tud ierende 
an  d e r  K irch lichen  G esam thochschule  E ichstätt 
legen sie d e r  R eg ie rung  von  O b erb ay ern  vor.“

4. In  § 5 Abs. 5 w erden
a) nach dem  W ort „R ealschu len“ das K om m a und 

die W orte „der L eh re r an  S o n d ersch u len “ ge­
strichen,

b) nach den W orten  „von F a c h le h re rn “ d ie  W orte 
„sowie an den  In s titu te n  zu r A u sb ildung  P ä d ­
agogischer A ssisten ten  un d  von F ach leh rern  
fü r E nglisch“ e ingefüg t; das W ort „S taa ts in s ti­
tu ts “ w ird  durch das W ort „ In s ti tu ts “ ersetzt.

5. Es w ird  fo lgender § 6 e ingefüg t:
„§6

(zu § 55 Abs. 1 B SeuchG )
(1) ö r tlic h  zuständig  fü r  die vom  F re is ta a t 

B ayern  zu gew ährende V erso rgung , d ie  n ich t L ei­
stungen  d e r K riegsop ferfü rso rge  nach  den  §§ 25 
bis 27e des B undesverso rgungsgesetzes en tsprich t, 
ist, w enn d e r A n trag s te lle r seinen  W ohnsitz  oder 
gew öhnlichen A ufen th a lt
a) im  G ebiet des F re is ta a te s  B ay e rn  h a t, das V er­

sorgungsam t, in  dessen B ez irk  d e r A n trag s te l­
le r  zu r Zeit der S te llung  des A n tra g e s  seinen 
W ohnsitz oder gew öhnlichen A u fe n th a lt h a t;

b) n ich t im  G ebiet des F re is ta a te s  B ay e rn  ha t, das 
V ersorgungsam t M ünchen I.

(2) D ie V orschriften  des § 3 A bs. 2, 3 und  4 
Satz 1, des § 4 und  des § 5 Abs. 1 S ä tze  1 u n d  2 und  
Abs. 2 des G esetzes ü b e r das V e rw a ltu n g sv e rfah ­
ren  d e r K riegsop ferverso rgung  vom  2. M ai 1955 
(BGBl I S. 202), zu letzt g eän d e rt d u rch  G esetz vom 
16. D ezem ber 1971 (BGBl I S. 1985), g e lten  e n tsp re ­
chend.

(3) F ü r  L eistungen  an Im pfgeschäd ig te  und  ihre 
H in terb liebenen  en tsp rechend  den  §§ 25 bis 27e 
des B undesversorgungsgesetzes is t ö rtlich  die 
H aup tfü rso rgeste lle  zuständig , in  d e ren  Bereich 
das nach den A bsätzen 1 und  2 zuständ ige  V er­
sorgungsam t liegt.“

§2
Diese V erordnung t r i t t  m it W irkung  vom  1. A pril 

1973 in K raft.
M ünchen, den 21. M ai 1973

Der Bayerische M inisterpräsident
D r. h. c. G o p p e l

Verordnung
über Zulassungsbeschränkungen an der 
Universität Regensburg in der Studien­

richtung Psychologie im Studienjahr 1973/74 
Vom 25. Mai 1973

A uf G rund  des § 1 Abs. 4 S ätze  2 un d  3 d e r V er­
o rdnung  zu r A usfüh rung  des G esetzes ü b e r  die Z u­
lassung  zu den bayerischen H ochschulen  vom  31. Ju li 
1970 (GVB1 S. 386), zuletzt g eän d ert d u rch  V erordnung 
vom  25. Mai 1972 (GVB1 S. 222), e r lä ß t das B ayerische 
S taa tsm in iste riu m  fü r  U n te rr ich t u n d  K u ltu s  fo l­
gende V ero rdnung :

§ 1
(1) A n der U n iv e rs itä t R eg en sb u rg  bestehen  im  

S tu d ien jah r 1973/74 Z u lassungsbesch ränkungen  in  
d e r S tu d ien rich tung  Psychologie. D ie Z u lassungs­
beschränkungen  gelten  n u r  fü r  S tu d ien an fän g e r .

(2) Im  W in te rsem este r 1973/74 w e rd en  100 S tu d ien ­
an fän g er zugelassen. Im  S om m ersem este r 1974 w e r­
den S tu d ien an fän g er n ich t zugelassen.

§ 2
Diese V erordnung t r i t t  am  30. M ai 1973 in K raft. 

Sie t r i t t  am  31. Ju li 1974 au ß er K ra ft.
M ünchen, den 25. Mai 1973

Bayerisches Staatsm inisterium  
für Unterricht und Kultus

Prof. H ans M a i e r ,  S taa tsm in is te r
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Verordnung
über Zulassungsbeschränkungen an der 

Technischen Universität München im
Studienjahr 1973/74 in der Studienrichtung 

Architektur 
Vom 25. Mai 1973

A u f G ru n d  des § 1 Abs. 4 Sätze 2 und  3 d e r V er­
o rd n u n g  zu r  A u sfü h ru n g  des G esetzes ü b e r die Z u­
lassu n g  zu d en  bayerischen  H ochschulen vom  31. Ju li 
1970 (GVB1 S. 386), zu le tz t g eän d ert durch  V erordnung 
vom  25. M ai 1972 (GVB1 S. 222), e rlä ß t das B ayerische 
S ta a tsm in is te r iu m  fü r  U n te rr ich t u n d  K u ltu s fo l­
gende V ero rd n u n g :

§ 1
(1) A n d e r  T echnischen U n iv e rs itä t M ünchen b e ­

s te h e n  im  S tu d ie n ja h r  1973/74 Z u lassungsbeschrän­
k u n g en  in  d e r  S tu d ien rich tu n g  A rch itek tu r. D ie Z u ­
la ssu n g sb esch rän k u n g en  gelten  fü r  S tu d ien an fän g er 
u n d  a lle  h ö h e ren  Fachsem ester.

(2) Im  W in te rse m es te r 1973/74 w erden  230 S tu d ien ­
a n fä n g e r  zugelassen . Im  S om m ersem ester 1974 w e r­
d en  ke in e  S tu d ie n a n fä n g e r  zugelassen.

(3) Z u la ssu n g en  zu hö h eren  F achsem este rn  kön­
n e n  ab  dem  5. F achsem este r ausgesprochen w erden, 
sow eit die Z a h l d e r S tu d en ten  230 je  S tu d ien jah r 
u n d  in sg esam t f ü r  d en  S tu d ienabschn itt nach dem  
V ordiplom  (ab 5. S em este r bis zum  Diplom ) 630 nicht 
ü b e rsch re ite t.

§ 2
(1) D iese V ero rd n u n g  t r i t t  am  30. Mai 1973 in  K raft. 

S ie t r i t t  am  31. J u l i  1974 au ß er K raft.
(2) § 2 A bs. 1 N r. 1 u n d  § 1 Abs. 2 der Satzung  der 

T echnischen U n iv e rs itä t M ünchen im  S tu d ien jah r 
1973/74 vom  16. M ai 1973 w erden  aufgehoben. 
M ünchen, den  25. M ai 1973

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus 

P rof. H ans M a i e r ,  S taa tsm in is te r

Verordnung
über Zulassungsbeschränkungen an der 
U niversität München im Wintersemester 

1973/74
Vom 25. Mai 1973

A uf G ru n d  des § 1 A bs. 4 Sätze 2 un d  3 d e r V er­
o rd n u n g  zu r A u sfü h ru n g  des G esetzes ü b e r die Z u ­
lassung  zu d en  bayerischen  Hochschulen vom  31. Ju li 
1970(GVB1S. 386), zu le tz t g eän d ert durch V erordnung  
vom  25. M ai 1972 (GVB1 S. 222), e rläß t das Bayerische 
S ta a tsm in is te r iu m  fü r  U n te rr ich t un d  K u ltu s  fo l­
gende V ero rd n u n g :

§ 1
(1) A n d e r  U n iv e rs itä t M ünchen bestehen  im  W in­

te rse m e s te r  1973/74 Z u lassungsbeschränkungen  in 
fo lgenden  S tu d ien rich tu n g en :

a) B iologie
b) C hem ie
c) L ebensm itte lchem ie
d) A llgem eine  M edizin
e) P h a rm az ie
f) Psychologie

g) T ie rm ed iz in
h) Z ahnm ed iz in
(2) D ie Z u lassungsbesch ränkungen  gelten  auch fü r 

S tu d ien g an g k o m b in a tio n en  m it dem  S tud ienziel 
E rs te  S ta a tsp rü fu n g  f ü r  das L eh ram t an G ym nasien  
u n d  R ealschu len  in  F ächerverb indungen  m it Biologie 
u n d  Chem ie.

(3) In  den  in  Abs. 1 genann ten  S tu d ien rich tu n ­
gen  w erd en  fü r  S tu d ien an fän g e r fo lgende P lä tze  
v e rg eb en :

a) B iologie (D iplom ) 40 P lä tze
b) C hem ie (D iplom ) 142 P lä tze
c) L eb en sm itte lch em ie  6 P lä tze

d) A llgem eine M edizin  350 P lä tze
e) P h arm azie  84 P lä tze
f) Psychologie 150 P lä tze

g) T ierm edizin  180 P lä tze
h) Z ahnm edizin  45 P lä tze
(4) In  den  S tu d ien g an g k o m b in a tio n en  m it dem

Studienziel E rs te  S ta a tsp rü fu n g  fü r  das L e h ra m t an  
G ym nasien  u n d  an  R ealschu len  m it den  F ächern  
Biologie und  C hem ie w e rd en  fo lgende P lä tze  v e r ­
geben:

L eh ram t an  G ym nasien  an  R ealschulen
a) B iologie/Chem ie 100 P lä tz e  30 P lä tze
b) B iologie/G eographie 5 P lä tz e  5 P lä tze
c) B iologie/sonstiges Fach 15 P lä tze  5 P lä tze
d) C hem ie/sonstiges Fach 90 P lä tze  33 P lä tze

§ 2
Diese V ero rdnung  g ilt f ü r  das Z u la ssu n g sv e rfah ren  

zum  W in tersem este r 1973/74; sie  b e tr if f t  d ie  Z u la s ­
sung  von S tu d ie n a n fä n g e rn  in  den  in  § 1 g en an n te n  
S tud ienrich tungen . Z u lassungsbech ränkung 'en  fü r  
andere  S tu d ien rich tu n g en  sow ie fü r  hö h ere  F achse­
m ester, die du rch  R ech tssa tz  an d e rw e itig  fes tgese tz t 
sind, b leiben u n b e rü h r t.

§ 3
Diese V ero rdnung  t r i t t  am  30. M ai 1973 in  K raft. 

Sie t r i t t  am  31. M ärz 1974 au ß e r  K ra ft.
M ünchen, den 25. M ai 1973

B ayerisches Staatsm inisterium  
für Unterricht und Kultus 

P rof. H ans M a i e r ,  S taa tsm in is te r

Änderung der Satzung  
der Bayerischen Ä rzteversorgung  

Vom 2. Mai 1973
A uf G rund  des A rtik e ls  9 A bsa tz  I I  des G esetzes 

über das öffentliche V ersicherungsw esen  vom  7. D e­
zem ber 1933 (BayBS I S. 242), zu le tz t g e ä n d e rt du rch  
G esetz vom  29. M ai 1970 (GVB1 S. 201), w ird  die 
Satzung  d e r B ayerischen  Ä rz tev e rso rg u n g  vom  
9. Ju n i 1971 (GVB1 S. 210), g e ä n d e rt am  25. J a n u a r  
1973 (GVB1 S. 62), a u f  B esch luß  des L an d esau ssch u s­
ses urxd m it G enehm igung  des B ayerischen  S ta a ts ­
m in isterium s des In n e rn  (Schreiben  vom  22. M ärz 
1973 Nr. I A 4 — 938-40/12) sow ie m it fach au fsich t- 
licher G enehm igung des B ayerischen  S ta a tsm in is te ­
rium s fü r W irtscha ft un d  V e rk eh r (Schreiben vom  
13. A pril 1973 Nr. 5141 g — IV /6 — 14 974) w ie fo lg t 
g e ä n d e rt:

A rt. I
1. Die F ußno te  zu § 1 A bsa tz  4 e rh ä l t  fo lgende F a s­
sung:

„D erzeit bestehen  S ta a tsv e r trä g e
1. zw ischen dem  F re is ta a t  B ay e rn  un d  dem  L ande 

R h ein lan d -P fa lz
a) ü b e r d ie  Z u g eh ö rig k e it d e r  Ä rzte , Z ah n ärz te  

und  T ie rä rz te  sow ie M ed iz ina lassis ten ten  
und  V e te r in ä rp ra k tik a n te n  des ehem aligen  
R eg ierungsbezirkes P fa lz  z u r  B ayer. Ä rz te ­
verso rgung  vom  4. S ep tem b e r 1964 (Bay. 
GVB1 1965 S. 57; GVB1 fü r  d as L an d  R h e in ­
lan d -P fa lz  1965 S. 41)

b) ü b e r die Z u g eh ö rig k e it d e r  Ä rz te  u n d  M edi­
z in a lass is ten ten  im  eh em a lig en  R eg ie ru n g s­
bezirk  R h ein h essen  des L an d es  R h e in lan d - 
P falz  zu r  B ayer. Ä rz tev e rso rg u n g  vom  19. 
Ju n i 1972 (B ayG V B l 1973 S. 17; GVB1 fü r  das 
L and  R h e in lan d -P fa lz  S. 328);

2. zw ischen dem  F re is ta a t  B ay e rn  u n d  dem  L ande  
R h e in lan d -P fa lz  u n d  dem  S a a rla n d  ü b e r  die 
Z ugehörigkeit d e r  T ie rä rz te  u n d  V e te r in ä r­
p ra k tik a n te n  des L an d es R h e in la n d -P fa lz  un d  
des S aa rlan d es  z u r  B ayer. Ä rz tev e rso rg u n g  
vom  19. Ju n i 1972 (B ayG V B l 1973 S. 9; GVB1 
fü r  das L and  R h e in la n d -P fa lz  S. 318, A m tsb la tt 
des S aa rlan d es  1973 S. 18)“
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2. § 22 w ird  g e ä n d e rt w ie fo lg t:
a) A bsa tz  4 S a tz  2 e rh ä l t  fo lgenden  W ortlau t:

„D iese persön liche  B e itrag sg renze  en tsprich t 
dem  V om h u n d ertsa tz , d e r  sich erg ib t aus dem  
V erh ä ltn is  d e r  jew eils  g e lten d en  Jah reshöchst­
b e iträg e  zu den  B e iträg en , die das M itglied fü r 
die v e rg an g en en  fü n f  K a le n d e rja h re  en trich te t 
h a t .“

b) A bsatz  4 S a tz  3 w ird  gestrichen .
c) In  A bsa tz  5 w ird  nach  dem  W ort „F ün fjah res- 

.z e iträ u m “ e in g efü g t:
„nach dem  45. L e b e n s ja h r“.

3. § 23 w ird  fo lg en d er A bsa tz  5 angefüg t:
„(5) F re iw illig e  B e iträg e  k ö n n en  im  R ahm en 

des § 22 auch  nach  dem  E nde d e r  B eitragspflicht 
en tr ich te t w e rd e n ; fü r  Z e iten  des Bezuges von 
R uhegeld  k ö n n en  B e iträg e  n ich t gezah lt w erden .“

4. § 29 A bsa tz  2 e rh ä l t  fo lgende F assung :
„(2) D er L an d esau ssch u ß  h a t  a lljäh rlich  u n te r 

B erücksich tigung  des P re isg efü g es der G esam t­
w irtsch a ft sow ie d e r  V erän d e ru n g en  der L ebens­
h a ltu n g sk o sten  fü r  V erso rgungsem pfänger die 
K a u fk ra f t d e r  V erso rg u n g s le is tu n g en  der Bayer. 
Ä rz tev e rso rg u n g  zu ü b e rp rü fe n .

E r besch ließ t A usg le ichsm aßnahm en  durch G e­
w äh ru n g  fre iw illig e r L e is tungen , fa lls dies im  
H inblick  sow ohl au f  d en  In d e x  d e r G esam tw irt­
schaft ang eze ig t a ls  auch  au f  d ie  w irtschaftliche 
L e is tu n g sfäh ig k e it d e r  B ayer. Ä rzteversorgung  
v e r tre tb a r  is t.“

5. § 31 w ird  g e ä n d e rt w ie fo lg t:
a) A bsatz  1 e rh ä l t  fo lgenden  W o rtlau t:

„(1) F rü h in v a lid itä t lieg t vor, w enn die B e­
ru fsu n fä h ig k e it im  S inne  von  § 30 vor V ollen­
dung  des 55. L eb en s ja h re s  e in t r i t t .“

b) A bsa tz  5 w ird  gestrichen .
6. In  § 32 w ird  d ie  O rd n u n g szah l „67.“ durch die 

O rd n u n g szah l „65.“ erse tz t.
7. § 34 A bsatz  1 w ird  g e ä n d e rt w ie folgt:

a) In  S a tz  1 w ird  die Z ah l „3000“ erse tz t durch 
die Z ah l „4200“ ;

b) in  S a tz  1 w ird  fe rn e r  d ie Z ah l „12 000“ ersetzt 
d u rch  d ie  Z ah l „15 000“.

8. In  § 37 A bsa tz  3 w ird  d ie  O rdnungszah l „67.“ e r ­
se tz t du rch  die O rd n u n g szah l „65.“

9. § 57 w ird  g e ä n d e rt w ie fo lg t:
a) D er b ish e rig e  W o rtla u t w ird  zu A bsatz 1.
b) Es w ird  e in  A b sa tz  2 a n g e fü g t m it folgendem  

W o rtlau t:
„(2) D ie am  31. D ezem ber 1971 fälligen und  

m it A n sp ru ch sb eg in n  vo r dem  1. J a n u a r  1966 
e ingew iesenen  V erso rgungsle is tungen  der 
B ayer. Ä rz tev e rso rg u n g  w erd en  m it W irkung 
vom  1. J a n u a r  1972 fü r  jed es J a h r  ih re r L au f­
ze it v o r dem  1. J a n u a r  1966 u m  3%> des am  31. 
D ezem ber 1971 au f  R ech tsanspruch  b e ru h en ­
den  Z ah lb e trag es  e rh ö h t.“

10. § 62 e rh ä l t  e inen  n eu en  A bsa tz  m it folgendem  
W o rtlau t:

„(3) F ü r  M itg lieder, d e ren  Z ugehörigkeit zur 
B ayer. Ä rz tev e rso rg u n g  d u rch  S taa tsv e rtrag  m it 
W irkung  vom  1. J a n u a r  1973 beg rü n d e t w urde  
u n d  w elche an  d iesem  S tich tag  ä lte r  als 50 Ja h re  
w aren , w ird  d ie  persön liche  B eitragsgrenze u n ­
te r  en tsp rech en d e r A n w en d u n g  von A bsatz 2 
aus den  m it dem  K a le n d e r ja h r  1973 beginnenden  
B e itrag szah lu n g en  e rm it te l t .“

11. § 64 e rh ä lt fo lgenden  W o rtlau t:
„§ 64

(1) E in  M itglied , das v o r dem  31. Dezem ber 
1977 sein  65. L e b e n s ja h r  v o llende t, kann  bis spä­

testen s sechs M onate «vor Ü b e rsch re iten  d ieser 
A ltersgrenze m it dem  V erso rg u n g sw erk  v e re in ­
baren , daß d e r A nspruch  au f  A lte rsru h eg e ld  
sp ä te r als zu dem  in § 37 A bsa tz  3 gen an n ten  
Z e itp u n k t en ts tehen  soll; d e r  A nsp ruch  e n ts teh t 
spä testens m it dem  E rs te n  des M onats, d e r au f 
die V ollendung des 67. L e b e n s ja h re s  folgt.

(2) D ie A n w artsch aft au f  das A lte rsru h eg e ld  
e rh ö h t sich um  0,6 °/o f ü r  je d e n  vo llen  K a len d e r­
m onat, der zw ischen d e r  V o llendung  des 65. L e­
ben sjah res  und  d e r E in w eisu n g  des R uhegeldes 
liegt.

(3) D as A lte rsru h eg e ld  w ird  zu dem  in  A bsatz  1 
v ere in b arten  Z e itp u n k t e ingew iesen . L iegen b e ­
sondere G ründe vor, so k a n n  das M itg lied  a b ­
w eichend von d e r in  A b sa tz  1 g e tro ffen en  V er­
e inbarung  eine frü h e re  E inw eisung  des A lte rs ­
ruhegeldes b ean tragen . In  d iesem  F a ll w ird  das 
R uhegeld  zum  E rs ten  des M onats e ingew iesen, 
der au f den A n trag  fo lg t, f rü h e s te n s  jedoch zum  
E rsten  des M onats, d e r  au f die V ollendung  des 
65. L ebensjah res fo lg t.“

12. Es w ird  angefüg t § 65 m it fo lgendem  W o rtlau t: 
„§65

M itglieder, deren  M itg lied schaft vo r dem  
1. J a n u a r  1946 e n ts ta n d e n  is t u n d  die w äh ren d  
Z eiten  von K riegsd ienst, K riegsgefangenschaft, 
In te rn ie ru n g  oder äh n lich e r k rieg sb ed in g te r 
F re ih e itsb eh in d eru n g  sow ie F re ih e itsen tz ieh u n g  
im  S inne der §§ 43 u n d  47 des B und esen tsch äd i­
gungsgesetzes w en iger a ls  d en  jew eiligen  D urch ­
schn ittsbeitrag  zu le is ten  in  d e r L age w aren , 
können  fü r diese Z eiten  B e iträg e  ohne Z insen  
nachentrich ten . D er B e tra g  d e r  N achzahlung  
e rm itte lt sich aus d e r  D iffe renz  zw ischen 
den  tatsäch lich  g ezah lten  B e iträg en  u n d  
den fü r  die en tsp rechenden  J a h re  an  die B ayer. 
Ä rzteverso rgung  en tr ic h te te n  D u rchschn ittsbe i­
trägen . Die N achzahlung  m u ß  in n e rh a lb  des K a ­
len d erjah res  1973 en tr ich te t w e rd en .“

A rt. II
(1) N r. 2 dieser S a tzu n g sän d eru n g  t r i t t  rü ck w ir­

kend zum  1. A pril 1971 in K ra ft.
(2) Im  übrigen  t r i t t  d ie  S a tzu n g sän d eru n g  m it 

W irkung vom  1. J a n u a r  1973 in  K ra ft.
M ünchen, den 2. M ai 1973

Bayerische Versicherungskammer 
Dr. W e h g a r t n e r ,  P rä s id e n t

Druckfehlerberichtigungen
In  § 3 der V ero rdnung  ü b e r  d ie  A usb ildung  der 

N otarassessoren vom  23. O k to b er 1972 (GVB1 S. 455) 
ist nach A bsatz 1 fo lgender A bsatz  2 anzufügen :

„(2) F ü r  die Ü berw eisung  e ines N o tarassesso rs an  
einen  N otar soll g rundsä tz lich  m aßgebend  sein, ob 
die N o tarste lle  und  d e ren  In h a b e r  zur A usb ildung  
von N otarassessö ren  gee igne t s in d .“

*

In  der V eröffen tlichung  des G esetzes zu r A u sfü h ­
rung  des G esetzes ü b e r d ie  kün stlich e  B esam ung von 
T ieren  (AGBesam G) vom  25. A p ril 1973 (GVB1 S. 210) 
m uß die Ü bersch rift zu  A rt. 10 s ta tt  „Ä nderung  
des T ierschutzgesetzes“ rich tig  he ißen  :„ Ä nderung  des 
T ierzuch tgesetzes“.

In  der V erordnung  zu r B estim m ung  der N am en  der 
L andk re ise  und  d e r S itze d e r  K re isv e rw a ltu n g en  vom  
10. A pril 1973 (GVB1 S. 218) m u ß  es in § 6 s ta t t  „H aß­
fu r th “ richtig  heißen  „ H a ß fu rt“.
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